
aus
politik 
und

geschickte

Beilage 
zur 
wocnen
Zeitung 
das Parlament

B 30/73
28. Juli 1973

Hansjürgen Koschwitz

Kommunikation und Politik

Entwicklungstendenzen 
der modernen Weltpresse



Hansjürgen Koschwitz, Prof., Dr. Dr. habil., geb. 1933. Studium der 
Neueren Sprachen (Anglistik, Romanistik, Slawistik, Sinologie) und der Sozial-
wissenschaften (insbesondere Publizistik-, Kommunikations- und Politikwissen-
schaft), Privatdozent für das Fach Publizistik an der Universität Mainz.

Veröffentlichungen u. a.: Pressepolitik und Parteijournalismus in der UdSSR und 
der Volksrepublik China, Düsseldorf 1971; Publizistik als Gesellschaftswissen-
schaft — Internationale Beiträge, herausgegeben mit G. Pötter, Konstanz 1973; 
Aufsätze und Analysen zur Pressegeschichte, zur periodischen Presse (Wochen-, 
Jugend-, Studenten-, Hochschulpresse) sowie zu Problemen der internationalen 
Kommunikation und Auslandspublizistik, speziell zur Funktion der Kommuni-
kationsmedien in unterschiedlichen Herrschaftssystemen.

Herausgegeben von der Bundeszentrale für politische Bildung, 
53 Bonn/Rhein, Berliner Freiheit 7.
Leitender Redakteur: Dr. Enno Bartels, Redaktionsmitglieder: 
Paul Lang, Dr. Gerd Renken, Dipl.-Sozialwirt Klaus W. Wippermann.

Die Vertriebsabteilung der Wochenzeitung DAS PARLAMENT, 55 Trier, Fleisch-
straße 61—65, Tel. 06 51/4 80 71, nimmt entgegen:
— Nachforderungen der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte";
— Abonnementsbestellungen der Wochenzeitung DAS PARLAMENT einschließ-
lich Beilage zum Preise von DM 9,— vierteljährlich (einschließlich DM 0,47 Mehr-
wertsteuer) bei Postzustellung;
— Bestellungen von Sammelmappen für die Beilage zum Preis von DM 5,50 zu-
züglich Verpackungskosten, Portokosten und Mehrwertsteuer.
Die Veröffentlichungen in der Beilage „Aus Politik und Zeitgeschichte" stellen 
keine Meinungsäußerung des Herausgebers dar; sie dienen lediglich der Unter-
richtung und Urteilsbildung.



Hansjürgen Koschwitz

Kommunikation und Politik
Entwicklungstendenzen der modernen Weltpresse

I. Publizistik als Forschungsgegenstand

Analysen der internationalen Publizistik sind 
Teil der interdisziplinären Erforschung poli-
tisch-gesellschaftlicher Systeme einzelner 
Staaten oder Staatengruppen. Der Presse wird 
hierbei, trotz des weltweiten Aufschwungs 
von Funk und Fernsehen, bevorzugt der Wert 
einer authentischen Quelle zuerkannt, da ins-
besondere aus den im internationalen Presse-
wesen sich abzeichnenden Trends bestimmen-
de Entwicklungsfaktoren unterschiedlicher 
Herrschaftsordnungen zu ersehen sind, über-
dies dienen gerade die gedruckten Kommuni-
kationsmittel aufgrund ihrer meist flexibleren 
Organisations- und Strukturformen als Indi-
kator sich anbahnenden politischen und so-
zialen Wandels. Gesellschaftliche Strömungen 
und Meinungsgruppen — beispielsweise kri-
tisch-oppositioneller Richtung — finden in 
der Presse generell erheblich mehr Raum und 
Möglichkeiten zur Artikulation kontroverser 
Standpunkte als in den audio-visuellen Medi-
en, die in ihren Aussagen vielfach nur in ge-
ringem Maße die Mannigfaltigkeit des ge-
samtgesellschaftlichen Meinungsbildes wider-
zuspiegeln vermögen, im internationalen Ver-
gleich zudem überwiegend regierungsoffiziel-
le Funktionen wahrnehmen. Auch fällt primär 
der Presse, vor allem der Elite- oder Prestige-
presse, die Aufgabe zu, zwischen den ver-
schiedenen nationalen Öffentlichkeiten als 
Vermittlungsorgan zu wirken und zum Entste-
hen einer internationalen Öffentlichkeit bzw. 
Weltöffentlichkeit beizutragen.
Untersuchungen zu Struktur oder Funktions-
weise unterschiedlicher Pressesysteme — in-
nerhalb der Kommunikationswissenschaft 
(Publizistikwissenschaft) dem Fachgebiet der 
Internationalen Kommunikation zugehörig — 

fallen im Rahmen der politikwissenschaftli-
chen Disziplin in den Bereich der Lehre von 
den politischen Systemen, in vergleichender 
Sicht in den Teilbereich der „comparative po-
litics" (vergleichende Herrschaftslehre). Der-
artige Untersuchungen werden mehr und 
mehr in der Absicht vorgenommen, die Publi-
zistik als zusätzliches Kriterium zur Charak-
terisierung, Typologisierung und Klassifizie-
rung von Herrschaftsordnungen auszuwerten, 
da die
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 Kontrolle über die sozialen Institutio-
nen der Massenkommunikation als „Hauptbe-
standteil der Macht" 1) beurteilt wird und an-
geregt worden ist, beim Vergleich verschiede-
ner Herrschaftsformen nicht nur die tradi-
tionsgemäße Unterscheidung entsprechend 
dem Verhältnis der Gewalten zueinander, der 
Machtkontrolle, der Zahl der Parteien, der 
Rolle politischer oder gesellschaftlicher Eli-
ten, den Freiheiten des Individuums und ähn-
lichen Herrschaftsmerkmalen zu treffen, son-
dern gleichermaßen auch „die Art der Ver-
breitung von Informationen in Betracht (zu) 
ziehen" ).

Der Versuch, typische Merkmale und bestim-
mende Tendenzen des Pressewesens in allen 
wesentlichen Systemformen der Industriestaa-
ten und ebenso in der Dritten Welt darzustel-
len, bedingt eine Beschränkung auf kenn-
zeichnende Beispiele, d. h. auf die Analyse 
der Publizistik vornehmlich solcher Länder, 
an denen markante Entwicklungen in exem-
plarischer Weise aufzuzeigen sind. Konzen-
tration auf eine Auswahl und Absehen von 
einer umfassenden Detailanalyse bleiben so-
mit unerläßlich, desgleichen ein Verzicht auf 
historische Fragestellungen.

II. Konzeptionen des Weltpressewesens

Die konzeptionelle Struktur der modernen 
Weltpresse läßt sich entsprechend der allge-
meinen Herrschaftstypologie gliedern. Wer-
den die bürgerlich-liberale, pluralistische De-
mokratie, die sozialistische oder Volksdemo-
kratie, die Systemform der konservativ-auto-
ritären Ordnungsstaaten als Hauptkategorien 

dieser Typologie gewählt und findet der spe-
zifische Entwicklungstypus der Länder der

1) Vgl. Karl W. Deutsch, Politische Kybernetik. Mo-
delle und Perspektiven, Freiburg/Br. 1969, S 280.
2) Alfred Grosser, „In wessen Namen?". Grund-
lagen politischen Entscheidens, Tübingen 1969, 
S. 235.



Dritten Welt gleichrangig Berücksichtigung, 
so sind die nachstehenden, zum Teil begriff-
lich und theoretisch ausformulierten publizi-
stischen Konzeptionen und Funktionsbestim-
mungen für den Gesamtbereich der Weltpres-
se abzugrenzen:

a) Die Konzeption, derzufolge die Medien als 
staatsunabhängige, politisch-gesellschaft-
lich eigenständige Faktoren öffentlicher 
Urteils- und Willensbildung sowie als Re-
präsentanz verschiedener politisch-gesell-
schaftlicher Meinungen, Strömungen und 
Interessen dienen. Als Konseguenz dieser 
Auffassung verschaffte sich die Überzeu-
gung Geltung, daß der Journalismus und 
seine Publizitätsorgane in ebenbürtige Ri-
valität mit anderen Machtgruppen des 
staatlich-politischen oder gesellschaftli-
chen Lebens treten und somit als konkur-
rierende Elite an dem Gefüge der politi-
schen Gewalten gleichrangig teilhaben 
könnten. Dieser publizistische Typus gilt 
als die maßgebliche kommunikationspoliti-
sche Konzeption der klassisch-liberalen 
Demokratie, wie sie besonders in Europa 
und Nordamerika ausgeprägt wurde und 
vor allem im Verlaufe des 20. Jahrhun-
derts von zahlreichen Staaten außerhalb 
dieser Bereiche übernommen worden ist 
(z. B. Japan).

b) Die Konzeption, derzufolge die Medien in 
das staatlich-politische Herrschaftssystem, 
repräsentiert durch eine alleinregierende 
Partei und Gesellschaftsschicht, integriert 
sind und die von der Staatsführung ein-
heitlich wie umfassend organisierte Pla-
nung oder Lenkung der Gesellschaft durch 
Bewußtseinsformung und kollektive Mas-
senmobilisierung zu unterstützen haben. 
Jede Teilung und Aufsplitterung des Herr-
schaftsgefüges und damit jede Publizistik 
als eigenständige Instanz rivalisierender 
gesellschaftlicher Kräfte gegenüber dem 
Exekutivbereich werden im Prinzip ver-
worfen; das Kommunikationswesen fun-
giert allein als Instrument und im Interes-
se der machtausübenden Gruppe, Schicht, 
Klasse oder ihrer organisatorischen Ver-
tretung und spiegelt deren wissenschaft-
lich-ideologische Positionen sowie den 
„objektiven" historischen Prozeß wider. 
Diese in den marxistisch-leninistischen 
Volksdemokratien verwirklichte Konzep-
tion wird jedoch nicht als pragmatische 
Herrschaftsmethode erklärt, sondern er-
fährt im wesentlichen eine philosophisch-
ideologische Begründung. Den theoreti-
schen Grundlagen erkennt man wissen-
schaftlichen Charakter zu.

c) In Ergänzung zu diesen beiden Formen der 
Pressepolitik sind jene Konzeptionen zu 
nennen, die eine strenge Sonderung von 
privilegierter, staatsloyaler oder staatlich 
dirigierter und nicht-privilegierter Publizi-
stik aufweisen. Pressepolitik ist hier oft-
mals in erster Linie ein technokratisch 
und pragmatisch gehandhabtes Führungs-
mittel, das nur begrenzt in programmati-
scher Selbstaussage erklärt wird. Die Me-
dien gliedern sich dann gewöhnlich in 
eine politisch aktive Publizistik (mit oft-
mals flexibler Weisungsgebundenheit), der 
von der Staatsführung eine politisch-ge-
sellschaftliche Lenkungsfunktion zuer-
kannt oder vorgeschrieben wird und die 
somit als offizielle oder offiziöse Regie-
rungspresse dient, sowie — auf der ande-
ren Seite — in eine formal autoritätslose 
Publizistik, die durch relative Entpolitisie-
rung der Inhalte charakterisiert ist und die 
an der politisch-gesellschaftlichen (öffentli-
chen) Meinungsbildung oft nicht mehr di-
rekt und kritisch teilnimmt, d. h., der ein 
Verzicht auf das permanent ausübbare 
Recht eigenständiger Argumentation ok-
troyiert wird. Diese Konzeption ist vor al-
lem in jenen Ländern nachzuweisen, deren 
Staatsführungen durch unideologische, 
technokratische oder militärische Diktatur 
Herrschaft ausüben, sich dabei nicht sel-
ten als transitorische Ordnungsregime ver-
stehen. Das Ausmaß der Freiheiten oder 
aber Einengungen der staatsunabhängigen 
Publizistik bildet ein wichtiges Indiz für 
eine mögliche Liberalisierung oder Ver-
härtung des Regierungskurses.

d) Abzugrenzen von den publizistischen Mo-
dellen der entwickelten Industriestaaten, 
aber auch derjenigen Länder der Dritten 
Welt, die (wie z. T. in Lateinamerika der 
Fall) bereits über demokratische Traditio-
nen verfügen und gleichzeitig ein relativ 
hohes Niveau ihrer politisch-ökonomi-
schen Basis wie gesellschaftlichen Kultur 
erreicht haben, ist die Konzeption vor al-
lem afrikanisch-asiatischer Entwicklungs-
länder. Ihr zufolge müssen die Kommuni-
kationsmedien vorrangig eine gemein-
schaftlich-kooperative Aufgabe im Interes-
se des nationalen Aufbaus, der innerge-
sellschaftlichen Integration und Entwick-
lung erfüllen. Im Unterschied zu Hörfunk 
und Fernsehen, die in sich entwickelnden 
Ordnungen vorwiegend staatlicher Regie 
unterstehen, ist das Pressewesen in seiner 
Gesamtheit organisatorisch vielfach nicht 
direkt in den staatlichen Exekutivbereich, 
als Teil der Staatsbürokratie, eingeglie-



dert. Doch versteht sich der Journalismus 
als eine mit der staatlichen Führung eng 
kooperierende Institution und beansprucht 
nicht oder nur bedingt politische Eigen-
ständigkeit. Die Presse wirkt zumeist aus 
eigener Initiative und freiwillig, teilweise 
auch unter dem mittelbaren Zwang gesell-
schaftlicher Kollektiverwartungen an der 
Durchsetzung der staatlichen Führungspo-
litik mit. Diesen Typus finden wir vor-
zugsweise in denjenigen aufstrebenden 
Nationalstaaten bzw. Entwicklungslän-

dern, die ein latentes SpannungsVerhältnis 
oder gar ein Auseinanderfallen von staat-
licher und gesellschaftlicher Sphäre — als 
politisches Spannungselement charakteri-
stisch für eine große Zahl technologisch 
und ökonomisch fortgeschrittener Länder 
— (noch) nicht kennen, sondern in denen 
der Nationalismus, das allmählich erwa-
chende Nationalbewußtsein sämtliche 
staatlich-politischen wie gesellschaftlichen 
Kräfte vereinen und auf ein gemeinsames 
Ziel ausrichten soll 3).

III. Problem- und Tendenzanalyse der internationalen Publizistik

Weltpresseanalysen rücken gewöhnlich die 
Konkretisierung der publizistischen Freihei-
ten (Presse-, Kommunikationsfreiheit) in den 
Mittelpunkt ihrer Wertungen. Häufiges Er-
gebnis solcher Analysen ist der Hinweis auf 
eine allmähliche Minderung oder totale Ge-
ringschätzung dieser Freiheiten. Eine Schwä-
chung oder gar ein Niedergang der demokra-
tischen Idee wäre daher eine naheliegende 
Schlußfolgerung.

Insbesondere die Stellungnahmen und Aussa-
gen von Verlegerverbänden, Presseinstituten 
oder wissenschaftlichen Organisationen arti-
kulieren gesteigerte Sorge um den Bestand 
der freien Pressesysteme3). Ein „neues Jahr 

3) Schwierigkeiten bereitet die Zuordnung einzel-
ner Länder zu diesen Konzeptionen. Insbesondere 
ist die Abgrenzung zwischen den Systemformen der 
Industriestaaten und der Entwicklungsländer viel-
fach strittig, etwa im Falle Indiens, das der Staats-
form nach zu den parlamentarischen Demokratien 
gehört, oder der lateinamerikanischen Militärdik-
taturen, deren Vergleichbarkeit mit den europä-
ischen Ordnungsregimen nahezuliegen scheint. Um 
solche Unklarheiten in der Abgrenzung und damit 
mögliche Verzerrungen in der Problemdarstellung 
zu vermeiden, erscheint es angebracht, der Welt-
presseanalyse generell eine strenge Sonderung 
zwischen entwickelten Herrschaftssystemen und 
Entwicklungsgesellschaften zugrunde zu legen. Eine 
Ausnahme bildet das sozialistische Staatensystem. 
Wenn auch prinzipiell das Erfordernis der Ver-
gleichbarkeit politischer Systeme der jeweiligen 
sozioökonomischen Situation Rechnung zu tragen 
hat, so wird in dieser Gruppe die Dominanz der 
verbindenden gesellschaftstheoretischen Lehre des 
Marxismus-Leninismus zum maßgebenden Klassi-
fikationsmerkmal.
4) Daß diese Pressesysteme in die Minderheit ge-
raten sind, ist auch aus statistischen Untersu-
chungen zur Freiheit der Weltpresse zu entnehmen. 
Nach dem PICA-Test des Freedom of Information 
Center der Universität von Missouri USA ergab 
sich der folgende allgemeine Befund (1966): „Von 
den 115 untersuchten Ländern haben 55 ein .freies'

verlorener Schlachten" im Kampf um die 
Pressefreiheit nannte der jüngste Bericht des 

Zürcher Internationalen Presse-Institutes (IPI) 
die Ereignisse und Entwicklungen von 1972.
In vielen Teilen der Welt sei die Pressefrei-
heit weiter eingeschränkt worden; nur in 
etwa 26 von insgesamt 132 Staaten, die den 
Vereinten Nationen angehören, könne von ei-
ner tatsächlich freien Informationsmöglich-
keit gesprochen werden. Die wirkliche Gefahr 
besteht nach Auffassung des IPI jedoch in der 
Bereitschaft einer wachsenden Zahl von Re-
gierungen, Parlamentariern, Bürgern und von 
Vertretern der Massenmedien selbst, Angriffe 
auf die Freiheit der Publizistik als legitim zu 
dulden oder sogar zu rechtfertigen. Ein Über-
blick über die verschiedenen Weltregionen 
hinterlase  unweigerlich den Eindruck eines 
allgemeinen Rückschrittes durch ständige 
Versuche, die Informationsfreiheit sowie das 
Tätigkeitsfeld der Journalisten einzuengen, 
die Medien zu manipulieren und den Glauben 
zu erwecken, das Interesse der herrschenden 
Regierungen sei zwangsläufig dem des Staa-
tes gleichzusetzen.
Als besonders bedrohlich wird die Situation 
in vielen Entwicklungsländern bezeichnet. 
Unter den Anschlägen auf die Freiheit der 
Presse im Verlaufe des Jahres 1972 sei der 
wohl schwerste die Einführung der Zensur 
und publizistischen Kontrolle auf den Philip-

Pressesystem für rd. 1,5 Milliarden Menschen. Ins-
gesamt 29 Länder haben ein .kontrolliertes' für rd. 
1,3 Milliarden Menschen, darunter die Sowjetunion 
mit 230 Millionen und die Volkrepublik China mit 
760 Millionen Menschen. Ein Übergangssystem 
zeigten 10 Länder mit zusammen rd. 434 Millionen 
Einwohnern. Grob gerechnet sind also 45,2 0/0 der 
Erdbevölkerung frei, 39,2 °/o unfrei und 13,8 °/o in 
einem Stadium der Unsicherheit — zumindest was 
ihre jeweiligen Pressesysteme angeht*. — Vgl. 
Handbuch der Weltpresse, hrsg. v. Institut für Pu-
blizistik Münster, Bd. 1, Köln-Opladen 1970, S. XVII. 
Jedoch ist die methodische Anlage dieses Testes 
anfechtbar, die politische Aussage außerdem zu 
pauschal urteilend.



pinen, wo die Presse, die als freieste und 
höchstentwickelte Asiens galt, zum Schwei-
gen verurteilt worden wäre. Für gravierend 
wird die Zensur gleichfalls in Brasilien, Haiti, 
Panama, Paraguay, auf Kuba, in Nigeria und 
Libyen gehalten. In Peru fahre die Regierung 
fort, die Presse, soweit diese überhaupt noch 
den „Instinkt für Unabhängigkeit" habe, an-
zugreifen. „Echte Pressefreiheit" genießen 
laut IPI lediglich Costa Rica, Kolumbien, Sal-
vador, Venezuela, der Libanon und Indien. 
In den sozialistisch regierten Ländern bleibe 
das Problem der Pressefreiheit weiterhin tabu. 
Die gemeinhin als autoritär klassifizierten 
Staaten Griechenland, Spanien, Portugal so-
wie die Türkei nähmen nach wie vor Verhaf-
tungen oder Verurteilungen von Journalisten 
vor und schritten zu Repressalien gegen Pres-
seorgane.
Doch selbst in den Ländern der westlichen 
Demokratien sind nach IPI-Ansicht vereinzelt 
Gefährdungen spürbar. Zu Großbritannien 
stellt der Bericht fest, es seien Anzeichen da-
für zu erkennen, daß politische Parteien „ge-
wisse Informationen zu beeinflussen trach-
ten". In der Schweiz bestehe „eine gewisse 
Malaise" beim Fernsehen und vor allem mit 
der Militärgerichtsbarkeit. In Österreich ver-
schlechtere sich die Lage „aus wirtschaftli-
chen Gründen in beängstigender Art und 
Weise". In den USA sei der „Grundstein des 
Gebäudes von Ausdrucks- und Pressefreiheit" 
unangetastet geblieben, obwohl die Regierung 
in einigen Fällen Journalisten einzuschüch-
tern und die Öffentlichkeit zu verunsichern 
versucht habe.
Der Bundesrepublik wird hingegen in der 
rückblickenden Analyse bestätigt
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, daß — 
„mit Ausnahme bedeutungsloser Zwischenfäl-
le" — 1972 keine negativen Veränderungen 
erfolgt sind: „Deutschland kennt in Wirklich-
keit keine Pressefreiheitsprobleme" ).
Zweifellos sind derartige Berichte in erhebli-
chem Maße von spezifisch professionellen In-
teressen und Ansichten, vornehmlich verlege-
rischen, mitbestimmt. Dies mag zwar die Dar-
stellung der tatsächlichen Entwicklung im in-
ternationalen Pressewesen sicherlich nicht in 
parteiischer Weise verfälschen; doch fällt 
auf, daß den Ursachen, Hintergründen, Moti-
ven oder Zwängen, die für pressepolitische 
Maßnahmen ausschlaggebend sind, nur unzu-
reichend, wenn überhaupt, nachgegangen 
wird. Die publizistische Analyse wird nicht 
durch eine politische Analyse ergänzt. Auch 
lassen sich nicht wenige Fälle nachweisen, in 

denen die Beschränkung bzw. Beseitigung des 
publizistischen Spielraumes der Kommunika-
tionsmedien im Grunde nicht mehr als das 
Ende des Mißbrauches der Pressefreiheit (Bei-
spiel Philippinen) oder aber das Durchbre-
chen eines — nicht unbedingt dem nationalen 
Gemeinwohl dienenden — verlegerischen 
Meinungsmonopols (Beispiel Per

6

u) bedeutete. 
Da in solchen Fällen echte Pressedemokratie 
nicht praktiziert worden war, muß folglich 
der Eindruck einer rückschrittlichen Entwick-
lung kontrovers sein. Es genügt letztlich 
nicht, „vollständige Pressefreiheit" haupt-
sächlich als Zustand zu verstehen, in dem 
sich Zeitungen, Zeitschriften und die übrigen 
Massenmedien „absoluter Unabhängigkeit 
und Kritikfähigkeit" erfreuen, in dem Besitz-
konzentrationen oder organisierte Selbstkon-
trolle fehlen und nur geringe strafrechtliche 
Einschränkungen gegeben sind ). Die Rolle 
der Presse als Teil des politischen Gemeinwe-
sens und ihre Verantwortung gegenüber ge-
samtgesellschaftlichen Belangen bleiben ent-
scheidende Kriterien, an denen Fortschritt 
oder Niedergang der Pressefreiheit wesentlich 
gemessen werden sollte.

1. Parlamentarisch-präsidentielle 
Demokratien

In der Schlußerklärung der Pariser Konferenz 
vom 19. und 20. Oktober 1972, dem ersten ge-
meinsamen Treffen der Staats- und Regie-
rungschefs der Mitgliedsländer der erweiter-
ten EG, ist der Wille bekräftigt worden, die 
künftige Entwicklung der Gemeinschaft auf 
Demokratie, Meinungsfreiheit, Freizügigkeit 
von Ideen und Menschen sowie Mitverant-
wortung der Völker über ihre freigewählten 
Vertreter zu gründen. Die ausdrückliche Auf-
nahme des Begriffes Meinungsfreiheit in den 
Normenkatalog hat als Beweis für die Rolle 
zu gelten, die ihm, trotz veränderter Kommu-
nikationsbedingungen, nach wie vor als ei-
nem konstitutiven Merkmal der Demokratie 
atlantischer Prägung zuerkannt wird. Mög-
lichkeiten und Grenzen der Verwirklichung 
von Publikations- und Äußerungsfreiheiten 
stellen damit einen zuverlässigen Gradmesser 
für die Glaubwürdigkeit und die Funktionsfä-
higkeit dieser Demokratieform dar.
Wird das vorherrschende internationale Ur-
teil als Maßstab akzeptiert, so befinden sich 
die für die Gewährleistung der publizisti-
schen Freiheiten wesentlichen Kommunika-
tionsmedien in den meisten Staaten des west-

6) Ausgangshypothese des PICA-Testes, vgl. Hdb. 
d. Weltpresse, Bd. 1, S. XII.

5) Abdruck des IPI-Jahresberichtes 1972 in: IPI-
Rundschau 20. Jg. Januar 1973, Nr. 1, S. 1 ff.



liehen Europa jedoch seit mehreren Jahren in 
einer zunehmend kritischen Phase. Die Krise 
der politischen Publizistik (Meinungspresse) 
als Gefährdung des demokratischen Systems 
— in diese Formel läßt sich das Resümee 
mannigfacher Einzelberichte und Kommentare 
zur Lage des westeuropäischen Pressewesens 
fassen. Die vielfältigen Umschichtungen und 
Umstrukturierungen auf dem Pressesektor 
fast aller parlamentarisch-präsidentiell regier-
ten Länder Europas, nicht nur der EG-Staa-
ten, bringen, so wird befürchtet, das Risiko 
einer Minderung oder gar ernsteren Beein-
trächtigung der Freiheit der öffentlichen Mei-
nungsbildung mit sich. Ungeachtet eines ho-
hen Maßes an Gemeinsamkeit der sich drän-
genden Probleme sind dabei Abweichungen 
in den nationalen Detailfragen zu erkennen. 
In welch starkem Maße das Krisenbewußtsein 
allgemeineuropäisch geworden ist, erhärtete 
im Jahre 1972 die Initiative der Beratenden 
Versammlung des Europa-Rates, den 17 Mit-
gliedsländern Vorschläge zur Erörterung von 
Presseproblemen auf europäischer Ebene zu 
unterbreiten. Der Italiener Guido Gonella, Be-
richterstatter des sich mit Fragen der Presse-
konzentration und der Medienkonkurrenz be-
fassenden politischen Komitees der Versamm-
lung, bezeichnete den im Februar 1972 aus 
Protest gegen die Schließung der Zeitung „Pa-
ris-Jour" geführten Streik der französischen 
Journalisten als Warnruf für die gesamte 
Presse Europas, die in allen Ländern Konzen-
trationsbestrebungen ausgesetzt sei und von 
der viele Blätter ihr Erscheinen einstellen 
müßten. Dies würde überall eine Gefährdung 
der Meinungsvielfalt unmittelbar nach sich 
ziehen. Aufgabe des politischen Komitees 
sollte es sein, nicht allein Vorschläge zur Si-
cherung der wirtschaftlichen Stabilität der 
Presse vorzulegen, sondern darüber hinaus 
mit Nachdruck für das Recht der Europäer 
auf vollständige, breitgestreute Information 
einzutreten 7).

7) S. den Bericht: Die Probleme der Pressekonzen-
tration, in: IPI-Rundschau 19. Jg. 1972, Nr. 4, S. 4 ff. 
Vgl. ferner den Artikel: Massenmedien — Europa, 
in: Elisabeth Noelle-Neumann u. Winfried Schulz 
(Hrsg.), Publizistik (Fischer-Lexikon), Frankfurt 1971,
S. 109 ff.

Abgesehen von den Tendenzen zur Presse-
konzentration, der Verringerung der Zahl 
selbständiger publizistischer Einheiten, den 
Möglichkeiten zur Abwehr solcher Gefahren 
sowie der Medienkonkurrenz und redaktio-
nellen Mitbestimmung gehören die Wandlun-
gen in der typologischen Struktur der Presse, 
d. h. in erster Linie der Übergang von der 
profilierten Meinungs- und Parteipresse zum S.

Typus der meinungsvermittelnden Informa-
tionspresse oder Geschäftspresse, zu dem 
meistdiskutierten Problem im europäischen 
Pressewesen.
Sind Medienwettbewerb wie Konzentration 
auch ein gesamteuropäisches Phänomen und 
wird praktisch kein europäisches Land von 
Schrumpfungserscheinungen besonders im 
Zeitungswesen verschont, so unterscheiden 
sich andererseits die Verhaltensweisen und 
Reaktionen der Regierungen beträchtlich von-
einander; eine übernationale Abstimmung in 
der Milderung der allgemeinen Pressekrise 
existiert nicht.
Direkte Subventionen werden meist von der 
Presse selbst noch abgelehnt, dagegen steuer-
liche und wirtschaftlich-fiskalische Erleichte-
rungen angestrebt. Nennenswerte gesetzgebe-
rische Aktivitäten sind hauptsächlich nur in 
England, Italien und Skandinavien zu ver-
zeichnen. Von Interesse sind vor allem die 
Bemühungen um eine effektive Pressesanie-
rung in einzelnen skandinavischen Ländern, 
so z. B. in Schweden. Hier wurde 1971 d
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ie An-
zeigensteuer (Belastung der Annoncen in der 
Tagespresse mit einer Steuer von 6 °/o, in der 
Zeitschriftenpresse von 10%) eingeführt, de-
ren Betrag entweder in Form direkter finan-
zieller Hilfe oder mittels Staatsannoncen an 
die Presse zurückgeht. 1972 folgte die Rekla-
mesteuer (10%) als weiterer Schritt der Sub-
ventionspolitik — und zugleich als Versuch 
der sozialdemokratischen Regierung, mit ihrer 
Grundhaltung sympathisierende Parteiblätter 
zu stützen, denen nun ungefähr die Hälfte der 
Subventionen zufloß. Nach einer Aussage des 
schwedischen Regierungschefs Olof Palme ) 
ist es dank dieser Medienpolitik gelungen, 
eine Monopolsituation im Pressewesen zu 
vermeiden.
Einen anderen (indirekten) Weg der Presse-
förderung beschritt die holländische Regie-
rung mit der Beteiligung der Publizistik an 
den Einnahmen aus der Funk- und Fernseh-
werbung (1967 40 %, 1971 10%). Nach dem 
Urteil der Londoner „Financial Times" kommt 
dieser Methode künftig erhebliche Bedeutung 
zu: „Diese Art der indirekten Subventionie-
rung wird wahrscheinlich in der gesamten eu-
ropäischen Zeitungsindustrie innerhalb des 
nächsten Jahrzehntes verbreiteter werden. 
Zur Zeit wird diese Form der Unterstützung 
in Ländern mit langen demokratischen Tradi-
tionen praktiziert, wo Sorge getragen wird, 
daß keinerlei politische Verpflichtungen da-
mit verknüpft werden. Auf die Dauer jedoch 
könnte diese Form der Subvention für die

8) Interview mit Le Monde vom 19. Juli 1972.



Freiheit der Presse eine ernste Bedrohung 
darstellen. Wie notwendig sie auch immer 
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in 
besonderen Fällen sein mag, so zeigt sie doch 
eine Tendenz, die nur bedauert werden kann 
und, wenn Mißbrauch verhindert werden soll, 
sorgsam beobachtet werden muß.“ )
Die Möglichkeit einer wirtschaftlichen Konso-
lidierung der Presse ist somit aufs engste mit 
politischen Problemen verknüpft. Derartige 
Probleme ebenso wie grundsätzliche Fragen 
der Kommunikation dürften sich mit einiger 
Sicherheit für den Journalismus als schwieri-
ger lösbar erweisen als die rein ökonomi-
schen Bedrängnisse, die — sei es durch Fu-
sionierungen, sei es durch begrenzte staatliche 
Regelungen — früher oder später an Brisanz 
verlieren könnten.

Großbritannien

Auffällig — bei der Betrachtung der europä-
ischen Pressesituation — ist, daß in Großbri-
tannien, dem traditionsreichsten Zeitungsland 
der „Alten Welt", ähnliche Negativerschei-
nungen anzutreffen sind wie auf dem Konti-
nent. Noch vor zwei oder drei Jahrzehnten 
konnte die britische Publizistik aufgrund ih-
rer organisatorischen Struktur ebenso wie ih-
rer politischen Substanz im kontinentalen und 
nichteuropäischen Ausland als Vorbild ge-
würdigt werden. Doch auch noch gegenwär-
tig ziehen, ungeachtet der allgemeinen Revi-
sion allzu idealisierender Auffassungen, nicht 
wenige Beobachter weiterhin für England be-
tont positive Vergleiche: „Das Land ist nach 
wie vor Presse-Erzeugnissen günstig wie kei-
nes." 10 ) Aufschlußreich für die Einschätzung 
der Gegenwartslage aus englischer Position 
war das von der'Londoner „Times" im Rah-
men eines Überblicks über die Internationale 
Presse ausgesprochene recht selbstbewußte 
Urteil: „Daß die britische Presse die beste der 
Welt sei, ist ein Ruhmeslob, das man in letz-
ter Zeit nur selten hört; dennoch ist es so-
schwierig wie eh und je, eine Prese  zu fin-
den, die man mit Sicherheit besser nennen 
könnte. Es besteht die Neigung — vielleicht 
ist es auch nur eine Mode —, das enttäuschen-
de Niveau ihrer Qualität, ihrer Produktions-
und Managementmethoden, die prekäre Situa-
ti
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on ihrer finanziellen Sicherung sowie ihren 
übermächtigen Einfluß auf die Meinungsbil-
dung zu beklagen." )

Ihre einst unbestrittene Weltgeltung hat die 
britische Presse vor allem mit dem Nieder-
gang des Empire zu einem beträchtlichen Tei. 
eingebüßt — ein Faktum, das speziell am Bei-
spiel der „Times" sichtbar wird, deren inter-
nationales Prestige seit Beginn dieses Jahr-
hunderts ständig gesunken ist. Andererseits 
läßt sich in England in statistischer Hinsicht 
nach wie vor die größte Zeitungsdichte regi-
strieren: auf 100 Einwohner entfallen hier im 
Durchschnitt täglich 52,3 Zeitungsexempla-
re ). Im Kontrast zu dieser Spitzenstellung 
im internationalen Vergleich hat Englands 
Presse jedoch im nationalen Rahmen mit gra-
vierenden Schwierigkeiten, hauptsächlich mit 
partiellem Zeitungssterben, Konzentrationsbe-
wegungen, Rückläufigkeit der Auflage vieler 
Blätter, verschärfter Anzeigenabhängigkeit, 
überhöhter Kostenstruktur, ferner mit Kon-
flikten zwischen Verlagen und Druckerge-
werkschaften zu kämpfen. Der Rückgang der 
Auflage betraf in den vergangenen Jahren in 
erster Linie die Massenpresse („populars", „ta-
bloids", z. B. „ „Daily Express", „Daily Mir-
ror", „Daily Mail", nicht hingegen „Sun"). 
Demgegenüber konnte ein Teil der seriösen 
politischen Tagespresse, so die „Times", der 
„Guardian" (je 350 000 Ex. Tagesauflage), der 
„Daily Telegraph" (1,5 Millionen Ex.) und die 
„Financial Times" (175 000 Ex.), einen Aufla-
genanstieg verzeichnen. Weil sich aber die 
negative Auflagenentwicklung der überregio-
nalen Massen- und Boulevardpresse auch im 
Jahre 1972 nicht aufhalten ließ, konnte insge-
samt die Prognose für die nationale (d. h. lan-
desweit verbreitete) Presse nicht günstig 
sein 13 ). Allerdings hat sich die pessimisti-
sche Voraussage des Devlin-Reports von 
1967, demzufolge der Tod von vier überregio-
nalen Zeitungen während der nachfolgenden 
fünf Jahre zu erwarten gewesen wäre, in dem 
prophezeiten Ausmaß nicht bewahrheitet.

9) Ausgabe vom 23. März 1971, S. 23.
10) Vgl. Christian Ferber, Das Faktum regiert in 
England, in: Dokumente 3/28. Jahr, Sept. 1972, 
S. 198.
11) The Times vom 17. Dezember 1970 (The 
World’s Press — a special report, S. II).

12) Als Vergleich: Schweden 50,5 Ex.; DDR 45,6; 
Japan 42; USA 33,7; Bundesrep. 32,2; Frankreich 
24,5; UdSSR 22,9; Polen 15,4; Spanien 15,3; Italien 
11,1; Angaben nach Le Figaro vom 2. Februar 1972.
13) Vgl. New Statesman. 7. Juli 1972, S. 11: „Da 
Fleet Street ebenso von ,Marktkräften' in Verle-
genheit gebracht wird wie Downing Street, wird 
jemand schön etwas unternehmen müssen, wenn 
Großbritannien (Bevölkerung 55 Millionen) nicht 
bald mit weniger überregionalen Zeitungen aus-
kommen will als Holland (Bevölkerung 13 Milli-
onen)."

Die Schwierigkeiten der britischen Presse be-
treffen indes nicht allein Fragen der ökonomi-
schen und finanziellen Sicherung oder Exi-
stenzfähigkeit. Kommunikationsspezifische 
Probleme treten hinzu. Als das Wirtschafts-
blatt „The Financial Times", aus Anlaß einer 
Analyse der internationalen Publizistik, aktu-



eile Fragen der englischen Presse erörterte, 
klang unmißverständlich der Vorwurf durch, 
daß sich die verantwortlichen Verleger, Re-
dakteure und Journalisten den Forderungen 
der Zeit gegenüber nicht genügend aufge-
schlossen gezeigt hätten und in „arroganter 
Isolierung" verharrten, anstatt aktive
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r engere 
Verbindungen zu allen im Zeitungsgewerbe 
Mitwirkenden zu knüpfen, nicht zuletzt zu 
den Lesern. Da überdies das Berufsfeld des 
Journalismus immer spezialisierter werde und 
sich seine Kontakte mit der Öffentlichkeit 
oder dem staatlichen Exekutivbereich intensi-
vierten, wachse das wechselseitige Abhängig-
keitsverhältnis aller am publizistischen Pro-
zeß Beteiligten; auch in dieser Hinsicht sei 
eine Anpassung an die modernen Gegeben-
heiten und Erfordernisse unabdingbar. So lau-
tete die Quintessenz der Analyse mahnend: 
„Britain's newspapers will need to update 
their thinking" ). Dies hätte ebenso für die 
Einstellung der Presse zu den audio-visuellen 
Kommunikationsmedien zu gelten.

Auch auf dem Gebiete, auf dem die englische 
Presse seit Beginn des 19. Jahrhunderts Vor-
bild für die kontinentalen Zeitungen gewesen 
war: der Vermittlung zwischen nicht-parla-
mentarischer, gesellschaftlicher Öffentlichkeit 
und der staatlichen bzw. parlamentarischen 
Sphäre, ist von einer Funktionsminderung der 
Publizistik gesprochen worden, da es dem 
Journalismus an Möglichkeiten oder gar Fä-
higkeiten zur Darstellung und Interpretation 
politisch-administrativer Entscheidungspro-
zesse fehle15). Zu den objektiv gegebenen 
Hindernissen, die angesichts der Kompliziert-
heiten des modernen Regierungsprozesses so-
wie der wachsenden Bürokratisierungstenden-
zen den journalistischen Bemühungen um Pu-
blizität entgegenstehen, kommt die Neigung 
der Publizistik selbst zu einer gewissen Ver-
fremdung der politisch-gesellschaftlichen 
Wirklichkeit, was seitens der Politiker wie 
der Kommunikatoren kritische Einwände ver-

14) The Financial Times vom 23. März 1971, S. 20.
15) Vgl. Anthony Sampson, Anatomy of Britain 
Today, London 1965, S. 160 f.: „Es ist nicht nur der 
Kommerzialismus, der das Tätigkeitsfeld der Jour-
nalisten einengt. Es sind dies vielmehr die wach-
senden, aus der Veränderung des Parlaments durch 
die Bürokratien entstehenden Schwierigkeiten, 
überhaupt Informationen zu erhalten. Während das 
Parlament eine schickliche äußere Show bleibt, 
voller dramatischer Momente, Intrigen und Klatsch, 
können weite Bereiche der Regierungsarbeit vom 
Journalismus nicht mehr transparent gemacht 
werden . . . und in den wichtigen, zu aktuellen Zeit-
problemen in Whitehal  geführten Debatten . . . 
wird es für die Journalisten zunehmend schwieriger, 
die wesentlichen Fragen herauszufinden, bevor die 
Entscheidungen tatsächlich fallen.“

16) Rudolf Klein, The Powers of the Press, in: Poli-
tical Quarterly vol. 44, No. I, 1973, S. 45.
17) „Da alle so dicht zusammen in engster Nachbar-
schaft, um nicht zu sagen im Inzest, konkurrieren, 
sind sie von beständiger Angst erfüllt, etwas Ak-
tuelles oder Modisches könnte ihnen entgehen. Sie 
achten daher auf Untergründiges, im Augenblick 
vielleicht weniger Aktuelles, aber Wichtigeres." 
Christopher Driver in einer Analyse der Londoner 
Presse, zit. nach: Die Zeit Nr. 20, 14. 5. 1971, S. 14.
18) „In vielen Fragen, zum Beispiel dem EWG-
Beitritt oder anderen umstrittenen politischen 
Themen, zeigt ein sehr großer Teil der Presse einen 
hohen Grad von Übereinstimmung und Gleich-
förmigkeit, der oft nicht mit den Meinungen der 
Mehrheit der Bevölkerung übereinstimmt. Dieser 
hemmende Einfluß auf die freie Meinungsäußerung 
spiegelt teils die noch immer mächtige Stimme 
einzelner Besitzer und teils die Überzeugungen 
einzelner Chefredakteure wider." Zit. nach: Die 
Welt vom 10. Oktober 1972.

anlaßt hat. In der Hauptsache stieß auf Kritik, 
daß „politische Probleme oft als Personalfra-
gen dargestellt werden, das Interesse der Me-
dien dazu tendiert, einem manisch-depressi-
ven Zyklus zwischen überbetonter Beachtung 
und totaler Gleichgültigkeit zu folgen, 
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daß 
ein Großteil der Information, die in Form spe-
zieller Ausschußberichte oder statistischer 
Aufstellungen aus Whitehall oder Westmin-
ster strömen, wenig berücksichtigt oder gänz-
lich ignoriert wird" ).
Die ausgeprägte Konkurrenzsituation der Lon-
doner Presse ist in wesentlichem Maße für 
die Überbetonung des Wettbewerbsdenkens 
und die dadurch bedingte Neigung der Zei-
tungen zur häufigen Überbewertung sekundä-
rer Erscheinungen verantwortlich gemacht 
worden 17 ). Während in der Hauptstadt keine 
Monopole existieren, sogar zwischen den se-
riösen Presseorganen und den Massenblättern 
eine eindeutige Machtabgrenzung fehlt, sind 
Provinzzeitungen infolge ihrer vielerorts er-
rungenen Monopolstellung von derartigen Be-
drängnissen in weit höherem Grade frei.
In der politischen Öffentlichkeit ist die Presse 
außerdem unter parteiorientiertem Blickwin-
kel, vorwiegend von der Labour-Partei, kri-
tisch beurteilt und angegriffen worden. In ei-
ner offiziellen Erklärung (9. Oktober 1972) be-
mängelte Harold Wilson in seiner Eigenschaft 
als Oppositionsführer die.— nach Labour-An-
sicht — unzureichende Individualität von 
Nachrichtengebung und Nachrichteninterpre-
tation sowie die inhaltliche Gleichförmigkeit 
in der Berichterstattung britischer Blätter18 ). 
Der Rüge Wilsons konnte indes entgegenge-
halten werden, daß — etwa in der Kontrover-
se um den EWG-Beitritt — die Gesamtheit 
der Presse die in der Bevölkerung herrschen-
de Meinungsvielfalt und die mehrheitlich 
EWG-feindliche Stimmung gründlich er-
forscht und korrekt registriert hatte.



Frankreich, Italien, Schweiz, Niederlande

Der Blick auf die kontinentale Presse zeigt 
ähnliche Problemstellungen, wie sie in der 
britischen Publizistik anzutreffen sind, doch 
auch — entsprechend der Unterschiedlichkeit 
der einzelnen politischen Systeme — Abwei-
chungen und besondere Krisenerscheinungen. 
So läßt die französische Presse deutlich die 
Auswirkungen der präsidentiellen Struktur 
des politischen Systems der V. Republik her-
vortreten. Das Übergewicht des Exekutivbe-
reiches — auch durch das Regierungsmono-
pol im Funk- und Fernsehwesen (ORTF) zum 
Ausdruck kommend — sowie die Minderung 
des Parlamentseinflusses als Kontrollinstanz 
der Administration haben der Frage Dring-
lichkeit verliehen, welche politisch-gesell-
schaftlichen Institutionen als Gegengewichte 
gegenüber dem Staate und seiner Bürokratie 
zur Geltung gebracht werden können. Franzö-
sische Publizisten sehen vor allem zwei poten-
tielle Faktoren dieser Kontrolle: die grou-
pes de pression (Berufsorganisationen) und 
die Presse; zwar vermöge der erste Faktor 
Politik und Administration wirksam zu kon-
trollieren, sei aber selbst eine kapitalistische 
Gegenmacht, zudem demokratisch nicht aus-
gewiesen; so bleibe es im wesentlichen der 
Publizistik vorbehalten, als demokratisches 
Mittel der Machtbalance gegenüber den staat-
lichen Gewalten zu fungieren. Im Unterschied 
zur parlamentarischen eigne sich die publizi-
stische Kontrolle hierzu infolge der techni-
schen Bedingungen wie auch der Zügigkeit 
ihres Funktionierens sogar weit besser, über-
dies obliege an erster Stelle der Presse der 
Interessenschutz des einzelnen Bürgers: „Die 
Presse muß und kann dazu beitragen, daß das 
Individuum von der politisch-administrativen 
Macht nicht erdrückt wird
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. Hierin liegt ihre 
Hauptaufgabe. An sie sollte die Presse vor al-
lem denken." )

Prinzipielle Kritik seitens der Zeitungspresse 
wird jedoch in erheblichem Maße durch öko-
nomisch bedingte Hindernisse erschwert. Die 
Entwicklung der Tagespresse spiegelt Abhän-
gigkeiten von Wirtschaftsmächten offenbar in 
schärferem Maße wider, als dies in den mei-
sten anderen Ländern Europas der Fall ist. 
Die Notwendigkeit der Rücksichtnahme auf 
Wirtschaftsinteressen hat, wie behauptet 
wird, zur Ausklammerung wichtiger Themen 
aus der Zeitungsberichterstattung geführt. So 
bemängelte der prominente französiche Sozio-
loge Georges Friedmann die Konsequenzen 
dieser Rücksichtnahme für die Meinungsbil-

düng: „Diese Presse vermittelt ihnen nicht 
das Bewußtsein der
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 Probleme, die doch für 
sie von größter Bedeutung sind; sie bringt ih-
nen nicht die notwendigen Informatio-
nen." )
Die wirtschaftlichen und politischen Er-
schwernisse der Pressearbeit, die sich oft als 
Einengung des journalistischen Freiheitsrau-
mes auswirkten, haben den französischen 
Journalismus bewogen, Schritte zur Absiche-
rung seines beruflichen Tätigkeitsbereiches 
zu unternehmen. Insbesondere geschah dies 
in Form der Redakteursinitiativen zum Aus-
bau und zur Gewährleistung der Mitbestim-
mung (Modellfall „Le Monde"), wodurch der 
französische Journalismus auch international 
zum Bahnbrecher einer modernen redaktions-
politischen Doktrin geworden ist.
Auf der anderen Seite stellt die — im Gegen-
satz zur englischen Situation — in Frankreich 
spürbare Bereitschaft des Staates zur Unter-
stützung der Presse, die als direkte Hilfe mit 
61 Millionen frs. jährlich beziffert wird21), 
eine latente Gefährdung der Unabhängigkeit 
der Publizistik dar und damit zugleich die Er-
weiterung der inneren Pressefreiheit in Frage. 
Befürchtet worden ist vor allem, daß die Pres-
se jedes Jahr erneut die Bedingungen ihrer 
politisch eigenständigen Rolle vom Staate er-
betteln müsse und daher an ihrer Kritikwillig-
keit wie -fähigkeit allmäh
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lich Schaden neh-

men könnte ).

19) Roger Priouret, La presse — arme de contröle, 
in: L'Express vom 12.-18. Juli 1971, S. 59.

20) Interview mit L'Express vom 23.-29. August 
1971, S. 71.
21) Angabe nach Le Figaro vom 2. Februar 1972. 
Die Hilfe erfolgt hauptsächlich durch Gewährung 
von Subventionen an die S. N. C. F. für den Zei-
tungstransport, durch Vorzugstarife für Abonnen-
ten sowie bei der Zustellung, Vergabe von Zu-
schüssen bei der Papierbeschaffung, Vergünstigun-
gen bei Investitionen oder Materialbeschaffung, 
Entlastung von der Mehrwertsteuer. Vgl. jedoch 
den kritischen Bericht von Jean Gelamur, Frank-
reichs Presse in der Krise, in: IPI-Rundschau 19. Jg. 
1972, Nr. 9, S. 7: „Diese Hilfe begünstigt die Kon-
zentration, anstatt den Pluralismus zu fördern." 
Nach Aussage des mit dem Informationswesen be-
auftragten Staatssekretärs Ph. Malaud vom Novem-
ber 1972 „kränkelt diejenige Presse am stärksten, 
welche zugleich für das demokratische Leben des 
Landes am unerläßlichsten ist" (zit. nach Le Monde 
vom 15. November 1972).
22) Vgl. Roger Priouret, L'Etat contre la presse, in: 
L'Express vom 14.-20. Februar 1972, S. 51: „Es ist 
nicht tröstlich festzustellen, daß die gegenwärtige 
Tagespresse, die sich als letzte Zufluchtstätte der 
Gedankenfreiheit ausgibt, total der Staatshilfe aus-
geliefert ist, und daß sie als erste Forderung stellt, 
dies noch mehr zu sein.“

Für nicht wenige Journalisten bietet Frank-
reich daher das Beispiel eines im Grunde un-
gesunden Verhältnisses Staat — Presse: Ent-
sprechend dem politisch-gesellschaftlichen Mo-



dell zwar als eigenständige Institution konzi-
piert, in der Realität jedoch auf den unge-
schriebenen Konsens mit dem Staat angewie-
sen, wird die Publizistik mit dem Risiko einer 
Minderung ihrer potentiellen Funktionen kon-
frontiert. Das Ergebnis dieser Situation ist als 
offenkundiges Dilemma erkannt und zum Teil 
als das eigentlich schwerwiegende Krisenmo-
ment der französischen Presse gewertet wor-
den.
Das Problem der wirtschaftlichen Abhängig-
keit der Presse ist, außer in Frankreich, im 
wesentlichen in Westeuropa im italienischen 
Pressewesen akut. In Italien, wo die gedruck-
ten Kommunikationsmittel (speziell die Orga-
ne der Tagespresse) im Prozeß der politischen 
Meinungsbildung einen vergleichsweise min-
deren Rang einzunehmen, hat in jüngster Zeit 
die Übernahme des führenden liberalen Pre-
stigeblattes „Corriere della Sera" durch Indu-' 
striegruppen und Rechtskreise Aufsehen er-
regt; in dieser Transaktion wurde in der Öf-
fentlichkeit, so auch vom Nationalen Journa-
listenverband, der Versuch beargwöhnt, die 
Gesamtheit der Medien der geschriebenen In-
formation in der Hand einer politisch einseiti-
gen Interessengemeinschaft zu konzentrie-
ren 23).
Mag auch in Ländern wie Frankreich oder 
Italien ein Wandel der Pressestruktur nicht 
unmittelbar die Grundlagen des politischen 
Systems tangieren, obschon den demokrati-
schen Prozeß ernstlich beeinträchtigen, so 
werden Staatsordnungen wie die der Schweiz 
oder Hollands mit ihrem hohen Grad an inne-
rer Gliederung und Dezentralisierung ange-
sichts eines derartigen Wandels vor existen-
tielle Probleme gestellt. So bildet in der di-
rekten Demokratie der Schweiz der Existenz-
kampf der politischen und Parteipresse ein Bei-
spiel für die wechselseitige Abhängigkeit von 
politischer Stabilität (bzw. Instabilität) und 
publizistischer Krise 24). Hollands Gesell-
schaftssystem mit seinem „Säulengefüge", 
d. h. der Aufsplitterung in verschiedene sozia-
le Blöcke (Katholiken, Protestanten, Soziali-
sten, Liberale, Neutrale), und der Übertra-
gung dieses Systems auf das Kommunika-

tionswesen dokumentiert gleichfalls die enge 
Reziprozität zwischen Rückgang der Mei-
nungs- und Parteipresse einerseits und Locke-
rung der strukturellen Gesellschaftsordnung 
andererseits.
Doch haben nicht allein ökonomische oder 
gesellschaftspolitische Faktoren die europä-
ische Pressekrise bewirkt. Auch der journali-
stische Stil wird nicht selten als Ursache der 
Malaise betrachtet, insbesondere die Ver-
nachlässigung der aufklärenden und enthül-
lenden Berichterstattung, des „investigative 
reporting". Hier liegt zugleich der Unter-
schied zwischen europäischer und nordameri-
kanischer Presse. Speziell aus amerikanischer 
Sicht ist auf diese Eigenheiten aufmerksam 
gemacht worden: „Europäische Zeitungen ha-
ben im allgemeinen stets mehr Wert auf die 
Meinungsaussage als die enthüllende Repor-
tage gelegt, auf post-factum-Analysen eher 
als auf recherchierende Untersuchungen. Dies 
ist ihr Stil und ih
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r Geschmack. Die einzige 
Ausnahme sind einige deutsche Zeitungen, 
die möglicherweise nach dem Kriege den 
Vorteil hatten, aus dem Nichts neu zu begin-
nen." )

Vereinigte Staaten

Die Presse der USA hat in den vergangenen 
Jahren wie der unmittelbaren Gegenwart die-
sen Unterschied erkennen lassen und mit der 
Methode des „investigative reporting" de-
monstriert, welcher politische Einfluß gegen-
über der mächtiger werdenden Administra-
tion seitens der Publizistik zu gewinnen ist. 
In den Vereinigten Staaten, wo sich die Ge-
waltentrennung zwischen Exekutive, Legisla-
tive, Justiz schärfer ausprägte als in anderen 
westlichen Demokratien, hat die Idee einer 
natürlichen Frontstellung zwischen Presse 
und Exekutive größere Geltung als in Län-
dern, in denen die traditionelle Rolle der offi-
ziösen, regierungsinspirierten Presse im Pro-
zeß der politischen Meinungsbildung noch 
mitbestimmend ist oder in denen ein engeres 
kooperatives Verhältnis zwischen Regierung 
und Publizistik besteht. Pointierter wird in 
den Vereinigten Staaten von der positiven 
Funktion einer sich als unabhängiger Teil des 
politischen Systems und damit als Antipode 
zur Staatsmacht begreifenden Presse ausge-
gangen, eine Allianz zwischen Presse und 
Exekutive folgerichtigerweise mit einer un-
mittelbaren Gefährdung der Demokratie 
gleichgesetzt.

25) James Goldsborough, France recognizes press 
crisis but does the press?, in: International Herald 
Tribune vom 10. Januar 1972.

23) Vgl. Piero Sanavio, Italy's Press Freedom, in: 
International Herald Tribune vom 29. März 1973. 
24) Vgl. in diesem Zusammenhang Neue Zürcher 
Zeitung vom 5. März 1972, Fernausgabe Nr. 109, 
S. 33: „Die Bedeutung einer vielfältigen politischen 
Presse für die politische Willensbildung in einer 
föderalistischen Demokratie ist jedoch unge-
schmälert. Ja sie ist angesichts der durch Radio 
und Fernsehen noch geförderten Uniformität der 
Information sogar gewachsen . . . Eine kontinuier-
liche und umfassende Diskussion ist daher nur in 
der Presse möglich."



Deutlich ist der von vielen Amerikanern als 
Normalfall empfundene Gegensatz zwischen 
Administration und Publizistik am Beispiel 
der Regierung Nixon zu belegen. Gerade an-
hand dieser Administration konnten Ursachen 
und Folgen eines gestörten Kommunikations-
verhältnisses der staatlichen Machtträger zu 
einem Teil der publizistischen Öffentlichkeit, 
vertreten vor allem durch die Presse des 
linksliberalen und linksintellektuellen Esta-
blishments, verfolgt werden.
Zum Höhepunkt der Auseinandersetzungen 
zwischen Regierung und Publizistik wurde im 
Jahre 1971 die Veröffentlichung der „Penta-
gon Papers" durch verschiedene Presseorga-
ne, an erster Stelle die „New York Times" 
und die „Washington Post". Als der Oberste 
Gerichtshof (Supreme Court), die höchste In-
stanz der amerikanischen Rechtsprechung, am 
30. Juni 1971 im Streit zwischen der Regie-
rung und der „New York Times" bzw. „Wa-
shington Post" zugunsten der Presse entschied 
und den An
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trag der Regierung auf Untersa-
gung der weiteren Veröffentlichung' verwarf, 
sah sich die Mehrheit der amerikanischen 
Presse in ihrer traditionellen Position als In-
stitution der politischen Kontrolle bestätigt. 
Von besonderem Gewicht war für sie die ver-
fassungsrechtlich erneut unterstrichene Auf-
wertung der Presse als Gegengewicht zur po-
litischen Macht: „Die einzig wirksame Be-
schränkung von Politik und Macht der Exe-
kutive in den Bereichen nationale Sicherheit 
und auswärtige Angelegenheiten liegt mögli-
cherweise in einer aufgeklärten Bürgerschaft 
— einer informierten und kritischen öffentli-
chen Meinung, die hier allein die Werte de-
mokratischer Regierungsform schützen kann. 
Aus diesem Grunde dient vielleicht gerade 
hier eine aufgeschlossene, wachsame und 
freie Presse auf höchst lebendige Weise dem 
Grundgedanken des ersten Zusatzartikels, 
denn ohne eine informierte und freie Presse 
kann es keine aufgeklärte Bevölkerung ge-
ben" (BundesrichterStewart) ).

Zu den unmittelbaren innenpolitischen Nach-
wirkungen der „New York-Times"-Affäre 
zählte jedoch ebenso die Gefahr einer weite-
ren Erschwerung der ohnehin gestörten Kom-
munikation zwischen Presse und Administra-
tion. Ein Teil der amerik
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anischen Publizistik 
sah hier eine mögliche Ursache für Funk-
tionsstörungen des demokratischen Systems 
überhaupt: „Der Umstand, daß zum ersten 
Mal die Gegensätzlichkeiten durch den Ober-
sten Gerichtshof geklärt werden mußten, deu-
tet auf einen Bruch hin, der die ordnungsge-
mäßen Prozesse einer demokratischen Gesell-
schaft bedroht." )

Die Administration selbst, insbesondere Ni-
xon persönlich, schien durch die Kontroverse 
um die Pentagon Papers in dem Willen be-
stärkt worden zu sein, die offene Konfronta-
tion mit den Massenmedien, hauptsächlich 
dem linksliberalen Pressejournalismus, zu ris-
kieren. Diese Konfrontationsbereitschaft wur-
de vor allem zu Beginn der zweiten Amtspe-
riode der Nixon-Regierung, Anfang 1973, 
deutlich. Auffälliges Indiz für die Verschlech-
terung der Beziehungen zwischen Exekutive 
und Publizistik war die Behandlung teilweise 
prominenter Journalisten der „Washington 
Post", der „New York Times", der „Washing-
ton Star-News" sowie des Nachrichten-Maga-
zins „Time" in der „Watergate"-Affäre. Die 
gerichtliche Zwangsvorladung und die Auf-
forderung zur Preisgabe ihrer Informations-
q
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uellen im Staatsapparat erschienen den 
Journalisten als unverhüllte Androhung einer 
beruflichen Einengung, dem konservativen 
Kommentator Joseph Alsop sogar als „unge-
rechtfertigter Eingriff in die Freiheit der Pres-
se" ).

Die Stoßrichtung der Regierungskampagne 
zielte allerdings weniger auf Verleger und 
Zeitungsredaktionen (oder Fernsehstationen) 
pauschal als in erster Linie auf die Mehrheit 
der Reporter und journalistischen Recher-
cheure, deren kritische, aber auch oftmals un-
sachliche oder gar überheblich feindselige 
Fragen, Einwände, Argumentationen und 
Überlegungen der Regierungsautorität abträg-
lich und lästig geworden waren.

Der weitere Verlauf der Watergate-Affäre 
gab der Administration jedoch das Nachse-
hen. Für die Gegner Nixons in den Massen-

27) Time, 5. Juli 1971, S. 12.
28) Vgl. die Analyse des Spiegel vom 12. März 
1973, Nr. 11, S. 80 ff. (Nixon gängelt die Presse). 
Zur Medienpolitik Nixons s. ferner die Analyse: 
Amerikas kritikfreudige Presse, in: Neue Zürcher 
Zeitung vom 18. März 1973, Fernausgabe Nr. 75. 

26) Abdruck der Urteilsbegründungen des Supreme 
Court zur Veröffentlichung der Vietnam-Papiere 
auszugsweise in: Frankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 13. Juli 1971. Zum Ausgang der Kontroverse 
vgl. auch Hannah Arendt, Wahrheit und Lüge in 
der Politik. Zwei Essays, München 1972, S. 42: 
„Daß die Öffentlichkeit seit Jahren Zugang zu 
einem Material hatte, daß die Regierung ihr ver-
geblich vorzuenthalten versuchte, beweist die Un-
bestechlichkeit und die Macht der Presse noch 
nachdrücklicher als die Art, wie die ,Times' die 
Geschichte dann herausgebracht hat. Was man 
lange angenommen hatte, steht jetzt fest: solange 
die Presse frei und nicht korrupt ist, hat sie eine 
ungeheuer wichtige Aufgabe zu erfüllen und kann 
mit Recht die vierte öffentliche Gewalt genannt 
werden."



medien war die schrittweise unternommene 
Aufdeckung der Verwicklungen und Rechts-
verstöße seitens maßgebender Mitarbeiter des 
Präsidenten eine willkommene Chance, die 
Regierungsautorität zu erschüttern und füh-
rende Berater Nixons vor der Öffentlichkeit 
als Rechtsbrecher zu denunzieren. Zwar 
warnte, angesichts der Flut von Presseenthül-
lungen, der — nicht an der Affäre beteiligte 
— Präsidentenberater Kissinger vor dem 
Schaden, den die „Orgie von Beschuldigun-
gen" für die Außenpolitik und das internatio-
nale Ansehen der USA nach sich ziehen 
könnte, doch erkannte Nixon selbst in seiner 
Anfang Mai 1973 gehaltenen Fernsehanspra-
che die positive Rolle der US-Presse, einer 
„schlagkräftigen, freien Presse", in der Klä-
rung des Watergate-Falles an; neben der Ju-
stiz habe gerade sie als Kontrollorgan des 
amerikanischen politischen Systems agiert 
und dessen Funktionsfähigkeit in überzeugen-
der Weise bewiesen.

Daß die Presse der USA tatsächlich eine 
wirksame politische Macht darstellt, ist durch 
diese Entwicklung erneut unterstrichen wor-
den. Doch läßt sich kaum übersehen, wie we-
nig die gleiche Presse oft ihrem politisch-pu-
blizistischen Anspruch gerecht wird, wie not-
wendig somit eine Differenzierung des Begrif-
fes US-Presse erscheint. Das Gesamturteil 
über die USA-Presse kann zudem nicht aus-
schließlich von der oppositionell-linkslibera-
len Publizistik des amerikanischen Ostens ab-
hängig gemacht werden. Neben der politisch 
agilen liberalen Publizistik tendiert eine sich 
in geringerem Grade profilierende politische 
Presse dazu, grundsätzlicheren Fragestellun-
gen und
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 Problemklärungen auszuweichen. 
In amerikanischen Untersuchungen zum Pro-
blem der öffentlichen Meinungsbildung ist 
dieser Teil der Presse eher als repräsentativ 
für die Gesamtheit der Presse gewertet wor-
den. Man hat der politischen Rolle dieser 
Presse einen kritischen Impuls abgesprochen 
und ihre Orthodoxie in den meisten Angele-
genheiten der öffentlichen Politik bedau-
ert ). Darüber hinaus wird die Hauptfunk-
tion nicht allein der Presse, sondern der ame-
rikanischen Massenmedien überhaupt in der 
Reproduktion eingewurzelter und akzeptierter 

Denkmuster gesehen: zu wenig Beachtung 
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er-
halte der Anstoß zur prinzipiellen Reflexion 
überkommener gesellschaftlicher Ideologi-
en ).

Schwächen der innenpolitischen Berichter-
stattung sind nicht allein bei zweitrangigen 
Geschehnissen aufgezeigt worden; selbst bei 
wichtigen nationalen Vorgä
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ngen wurden In-
formationsdefizite der Presse nachgewiesen, 
so z. B. anläßlich von Präsidentschaftswahlen. 
Selbstkritisch äußerte das politische Magazin 
„Time“ kurz nach der Wiederwahl Nixons, 
daß, „wenn schon die Präsidentschaftsbewer-
ber des Jahres 1972 sich nicht mit Ruhm be-
deckt hätten, die Presse der USA es genauso 
wenig getan hätte" ).

Ebenso ist beanstandet worden, daß die au-
ßenpolitische Unterrichtung durch die Presse 
meist ungenügend sei, zumal in den Durch-
schnittsblättern der Anteil der Auslandsnach-

30) Vgl. Robert A. Dahl, Pluralist Democracy in the 
United States. Conflict and Consent, Chicago 1967, 
S. 337: „Ein Amerikaner, der Kritik an den grund-
legenden sozialen, ökonomischen und politischen 
Strukturen sucht, kann sie in der Tat finden; doch 
wird er sie außerhalb der Massenmedien auf-
spüren müssen. Natürlich ist die Zahl derjenigen, 
die dafür ausreichend motiviert sind, relativ klein. 
Daher liegt die generelle Wirkung der Massen-
medien in der Affirmation existierender Institutio-
nen und Ideologien." Die Impulse der „Unter-
grundpresse" sind mit dem raschen Siechtum 
dieser Publizistik nur sehr kurzlebig gewesen, 
wenn auch zugestanden wird, daß diese Presse den 
konventionellen Blättern manchen Anstoß zur Be-
achtung der Motive der Jugendrevolte gegeben hat. 
Vgl. Ross K. Baker, The Dying Press of the Un-
derground, in: International Herald Tribune vom 
13. April 1973.
31) Time, 20. November 1972, S. 33. Während des 
Wahlkampfes hatte sich der oft überaus proble-
matische Einfluß der liberalen Presse („New York 
Times", „Washington Post", Los Angeles Times", 
„Baltimore Sun" u. a.) an der Affäre um Eagleton 
gezeigt, als kurz nach dessen Nominierung als 
designierter Vizepräsident einer von den Demo-
kraten unter McGovern zu stellenden Regierung 
viele Blätter die medizinisch-psychiatrische Vor-
geschichte des Kandidaten aufgriffen und vehe-
ment für seinen Abtritt eintraten, obwohl aufgrund 
der vorliegenden Informationen das Problem der 
Qualifikation Eagletons für einen hohen exeku-
tiven Posten noch nicht schlüssig beantwortet 
werden konnte. McGovern selbst machte während 
des Wahlkampfes keinen Hehl aus seinem Unmut 
über das Vorgehen der Presse und beklagte, daß er 
sich selbst in den Artikeln oft nicht wiedererkenne. 
Einen Teil der Kolumnisten bezeichnete er als 
„lausig, bitter und paranoid", als Leute, die nichts 
Anständiges über jemanden schreiben könnten, der 
nicht „rechts von Dschingis Khan" stünde; nach 
Ansicht McGoverns sind solche Kolumnisten „ver-
achtenswerte Charaktere, welche die besten Maß-
stäbe des Journalismus verraten". Vgl. Neue Zür-
cher Zeitung vom 26. September 1972, Fernausgabe 
Nr. 264.

29) So z. B. V.O. Key jr., Public Opinion and Ame-
rican Democracy, New York 1961, S. 381: „Außer-
ordentlich wenige Journale, seien es Tageszei-
tungen oder Zeitschriften, agieren als Faktoren 
politischer Kritik. Sie schürfen vielleicht nach Tat-
sachen über einzelne Korruptionsaffären, doch ent-
gehen die wichtigen Probleme des politischen 
Systems im großen und ganzen ihrer kritischen 
Beachtung."



richten weniger als 10% des redaktionellen 
Textes beträgt (europäische Zeitungen ca. 
4O°/o)32 ). überdies fällt das Fehlen einer 
breitgestreuten überregionalen Presse negativ 
ins Gewicht. Lediglich die „New York Times" 
und das „Wall Street Journal" können als Or-
gane mit nationaler Verbreitung gelten. Das 
Gros der Tagespresse ist demgegenüber pri-
mär an lokalen oder regionalen Interessen 
orientiert. Die Häufigkeit der lokalen Mono-
polbildung hat zu einer Behinderung des ge-
sellschaftlichen Kommunikationsflusses bei-
getragen 33 ).

32) Vgl. Karl W. Deutsch, Information und poli-
tische Entscheidung, in: Martin Löffler (Hrsg.), 
Das Publikum, München 1969 (=Schriftenreihe der 
Deutschen Studienges. f. Publ. Bd. 8), S. 17.
33) „Die meisten amerikanischen Städte haben 
jetzt nur noch eine einzige Zeitung. Diese Mono-
polinhaber leisten in vielen Fällen nicht die gründ-
liche Arbeit, wie sie es eigentlich sollten. Das Er-
gebnis davon ist eine Krise der Kommunikation. Da 
aber eine Demokratie nicht gedeihen kann, wenn 
die Bevölkerung über die anstehenden Probleme 
nicht angemessene Informationen erhält, wird dieser 
Mißstand zu einer Lebensfrage der Nation." Äuße-
rung des Fernsehkommentators Walter Cronkite, 
zit. nach: The Times vom 17. Dezember 1970, S. XL 
— Wirtschaftlich und hinsichtlich der Auflagenent-
wicklung erfreut sich die US-Presse dagegen deut-
licher Prosperität; Tagesauflage 1970: 62,107 Mill. 
Ex., 1971: 62,231 Mill.; Zahl der Zeitungen 1. Jan. 
1971: 1748, 1. Jan. 1972: 1749 (Angabe nach Editor & 
Publisher Yearbook 1971/72).
34) Vgl. die Analyse: The Crack in the Constitution, 
in: Time vom 15. Januar 1973, S. 16 ff., bes. S. 21.

35) Vgl. Adelbert Reif, Pressewesen in Japan, in: 
Der Journalist, 22.Jg. 1972, H. 1, S. 8 ff. Zur Presse 
Japans vgl. ferner Hisao Komatsubara, Japan, in: 
The Asian Newpapers' Reluctant Revolution, 
edited by John A. Lent. Ames, Iowa 1971, S. 65 ff.; 
Gerald Long, World Press: A key role in Japan, 
in: The Financial Times vom 23. März 1971, S. 21; 
Noelle-Neumann/Schulz, a. a. O., S. 126 ff.
36) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 15. April 1972, 
Fernausgabe Nr. 103: „Es ist den ausländischen Be-
obachtern längst nicht mehr unbekannt ,daß die in 
.Presseklubs' organisierten japanischen Journa-
listen, Klubs, in die kein Fremder einzudringen ver-
mag und die in jedem Ministerium, im Gouver-
neursamt der Stadt Tokyo und im Polizeihauptamt 
bestehen, unter sich die Nachrichten manipulieren. 
Es bestehen horizontale Abmachungen, an die sich 
jede Zeitung hält. Weiter vermag die Regierung 
in manchen Fällen Nachrichten, die dem Ansehen 
der Nation schaden könnten, zu unterdrücken, weil 
die Zeitungen sich freiwillig zur Unterdrückung be-
reiterklären." Daß jedoch die Institution der Pres-
seklubs keineswegs prinzipiell Kooperation oder 
gar Konspiration mit der Exekutive heißt, be-
wiesen beispielhaft Vorgänge im April 1972, als 
eine Enthüllungsaffäre Presse und parlamentarische 
Opposition gegen die Regierung Sato vereinte.

Daß auch die prominenteren Organe der US-
Presse in ihrem journalistischen Stil und pu-
blizistischen Einfluß teilweise mit Zurückhal-
tung zu beurteilen sind, erwies sich nicht zu-
letzt im Zusammenhang mit der Diskussion 
um die Kontinuität des Verfassungslebens. In 
einer Entwicklung, so lauten kritische Argu-
mentationen, in der das Parlament, der Kon-
greß, immer stärker als oberstes politisches 
Organ der Nation, als Gesetzgeber und als 
Forum des kollektiven Willens zurückge-
drängt werde, in der das Weiße Haus sich 
mehr und mehr als Zentrum der Bundesge-
walt durchsetze, verlagere die Presse ihre 
Aufmerksamkeit zu einseitig auf eben dieses 
Zentrum, behandle Kongreß-Vorgänge zu 
oberflächlich und simplifiziere Reformpro-
jekte, die dem Kongreß zu größerer Wirk-
samkeit verhelfen sollen34 ). Die Schlußfolge-
rung ist, daß die Presse sich zu wenig bemü-
he, aus eigener Initiative den wachsenden 
Disproportionen und Dysfunktionen im Regie-
rungssystem entgegenzuwirken. Diese Schwä-
che läßt die Rolle der Publizistik als „Fourth 
Estate" fragwürdig werden.

Japan
Mit der Stellung der USA-Presse eher als mit 
derjenigen der europäischen Publizistik ver-
gleichbar ist die Position der japanischen 
Presse.
Wenn die ökonomische Lage der Presse nicht 
— wie in den europäischen Ländern — durch 
Krisensymptome belastet ist, so fällt als Ursa-
che wesentlich ins Gewicht, daß sie sich früh-
zeitig mit dem Rundfunk und Fernsehen liier-
te, d. h. hinsichtlich der Kapitalinvestitionen, 
des Managements und des redaktionellen Per-
sonals intermediäre Verflechtungen einging. 
Der ökonomisch und kommerziell starken Po-
sition der Presse entspricht in der Gegenwart 
zugleich hohes politisch-gesellschaftliches 
Prestige. Doch erscheint die spezifisch politi-
sche Rolle der japanis
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chen Publizistik ausge-
sprochen ambivalent. Ihre „Autoritätshörig-
keit" und „Privilegiensucht" )  paaren sich 
mit dem Streben, selbst als Autoritätsquelle 
im politischen Leben respektiert zu werden 
und zu agieren.
Gesellschaftliches Prestige gewinnt die Presse 
insbesondere durch engen Kontakt mit den 
politisch-administrativen Institutionen, Äm-
tern oder Behörden. Organisatorisch erfolgt 
dieser Kontakt mit Hilfe der „Presseklubs", 
von denen ausländische Korrespondenten 
ausgeschlossen sind. Diese Klubs mit ihrer 
exklusiven Mitgliedschaft verfügen über ein 
Informationsmonopol und dienen, ebenso wie 
Redaktionsstäbe von Millionenblättern, als 
diskrete Informationskanäle zwischen den 
verschiedenen politischen Lagern, zwischen 
den einzelnen Organisationen oder von der 
Bürokratie zu den Politikern 36 ).



Öffentliche Kritik an der Nachrichtenpolitik 
der Presse richtete sich in jüngster Zeit vor 
allem gegen die Auslandsinformation, speziell 
die China-Berichterstattung. In einem Unter-
suchungsbericht war die Haltung der japani-
schen Presse gegenüber Peking analysiert 
und hierbei bemängelt worden, daß im Kon-
kurrenzkampf der großen Blätter um den 
Platz eines Korrespondenten in der chinesi-
schen Hauptstadt alle Redaktionen auf ent-
würdigende Bedingungen Pekings eingegan-
gen wären. Hierin wurde die Ursache der ge-
färbten und gelenkten China-Berichterstat-
tung gesehen, die seit Jahren ausschließlich 
positive Tendenz verriet und jede offene Kri-
tik vermissen ließ. Japans führender Chinaex-
perte Shinkichi Eto legte im Detail das mani-
pulative Zusammenspiel zwischen Publizistik 
und öffentlicher Meinung bloß, dessen Hinter-
grund die Wandlungen in der weltweiten 
Haltung gegenüber der chinesischen Volksre-
publik seit 1970 waren 37 ).

37) „In Japan waren diese Veränderungen in der 
Einstellung der internationalen Staatengemein-
schaft Ursache einer überwältigenden Stimmung zu-
gunsten einer Annäherung an die VRCh. Die füh-
renden, meinungsbildenden nationalen Zeitungen 
unterstützten in ihrem Wettrennen um die Zu-
lassung von Sonderkorrespondenten in Peking 
allesamt die sogenannten drei politischen Prinzi-
pien' — keinen der VRCh widerstrebenden Stand-
punkt zu vertreten, nicht an einem .Komplott' zur 
Schaffung zweier chinesischer Staaten teilzuneh-
men, nicht die Normalisierung der zwischenstaat-
lichen Beziehungen zwischen Japan und der VRCh 
zu stören. Die drei Oppositions-Parteien — die So-
zialisten, die Komei-Partei und die Demokratischen 
Sozialisten — witterten eine Chance, die Liberal-
demokratische Partei und die Regierung in dieser 
Frage zu isolieren, und began en, ihr Möglichstes 
zu tun, um eine prochinesische Stimmung im Lande 
zu erzeugen. Industriekreise, durch Warnungen vor 
einer eventuellen Rezession erschreckt, fingen an, 
China sehr aufmerksam als neuen Markt zu be-
obachten. Der nach Peking führende Strom japani-
scher Geschäftsleute bewirkte einen ,bandwagon'-
Effekt und noch enthusiastischere Berichte über die 
ökonomischen und politischen Errungenschaften 
Chinas in den führenden japanischen Tageblättern. 
. . . Was die allgemeine Öffentlichkeit anbetrifft, 
so enthüllte eine am 28. Juli 1972 publizierte 
Meinungsumfrage, daß über 80% der Interviewten 
auf eine Normalisierung der Verbindungen mit der 
VRCh hofften." Shinkichi Eto, Japan and China — 
A New Stage?, in: Problems of Communism vol. 
XXI (1972), Nr. 6, S. 7.

38) Korrespondenten-Bericht der Süddeutschen Zei-
tung vom 6. März 1973.

Die tendenziöse China-Berichterstattung der 
Presse mußte in ihrer unmittelbaren Auswir-
kung auf die Umorientierung der offiziellen 
japanischen Chinapolitik beurteilt werden. 
Die Stimmung der Öffentlichkeit war emotio-
nal, zum Teil nationalistisch gefärbt, als Pre-
mier Sato, von einer Kritikflut über-
schwemmt, dem in den zur Diskussion stehen-
den Fragen konzilianteren und nachgiebige-

ren Konkurrenten Tanaka wich. Der Vollzug 
der Neuorientierung der japanischen Politik 
ist von der Presse des Landes enthusiastisch 
begrüßt worden. Die Massenmedien gaben 
dem Sato-Nachfolger Tanaka in den ersten 
Monaten nach Amtsantritt (Juli 1972) über-
triebenes Vorschußlob und feierten den neu-
en Premier als Symbol der innen- und außen-
politischen Erneuerung. Zum Höhepunkt der 
publizistischen Sympathiewoge wurde der 
bald folgende offizielle Besuch Tanakas in Pe-
king.
Doch bereits wenige Monate nach der Amts-
übernahme Tanakas zeigte sich rasch ein Sin-
neswandel in der Publizistik. Eine Welle der 
Kritik an der Regierungspolitik setzte ein. 
Nachdem besonders die fünf überregionalen 
Tageszeitungen (unter ihnen die „Mainichi 
Shimbun"), die mehr als die Hälfte der ge-
samten Zeitungsauflage Japans stellen, sich 
gegen Tanaka gewandt hatten, da er — nach 
ihrer Auffassung — die innenpolitischen Pro-
bleme nicht ähnlich bravourös zu meistern 
vermochte wie die außenpolitischen, mußte 
der Premier, „ohne daß ihm überhaupt eine 
Chance gegeben (wurde), sich zu bewähren, 
schon jetzt gewissermaßen gegen die Presse 
regieren" 38 ).
Der von intellektueller Arroganz nicht freie 
Stil, in dem die Auseinandersetzung der Pu-
blizistik mit dem Premier ausgetragen wurde, 
schien bezeichnend zu sein für den Grad der 
Emotionalisierung öffentlicher Kontroversen 
über Sachfragen der japanischen Innen- und 
Außenpolitik. Noch wesentlicher blieb hinge-
gen die generelle Problematik des Einflusses 
der Publizistik auf die politischen Entschei-
dungsprozesse sowie der Verantwortung der 
Publizistik für politische Entwicklungen, zu 
denen sie selbst aktiv beigesteuert hat. Diese 
Problematik erwies sich, ungeachtet der poli-
tisch-gesellschaftlichen und nationalen Beson-
derheiten, in Japan als ähnlich brisant wie in 
jenen Ländern der atlantischen Welt, in de-
nen die liberale Pressekonzeption auf eine 
weit gefestigtere Tradition zurückblicken 
kann.

2. Sozialistische Staaten

Die Entwicklung sozialistischer Gesellschafts-
systeme verdeutlicht, daß mit ihrer fortschrei-
tenden technologisch-industriellen Moderni-
sierung sowie mit steigendem Ausbildungsni-
veau der Bevölkerung die ideologische Be-
wußtseinsformung und damit die ideologisch-



erzieherische Tätigkeit von Partei und Staat 
nicht an Bedeutung verlieren. Vielmehr ge-
winnt die „Lenkung ideologischer Prozesse" 
im Zuge des gesellschaftlichen Aufbaus stän-
dig an Gewicht. Daher hat sich die auf Lenin 
zurückgehende Funktionsbestimmung des pu-
blizistischen Systems in ihren Grundzügen 
nicht verändert.

Einheitliches Basis-Axiom der .Presse- und In-
formationspolitik im Sozialismus bleiben Par-
teilichkeit und Klassenorientierung der Publi-
zistik. Die Frage einer „absoluten" Unabhän-
gigkeit oder Autonomie publizistischer Medi-
en wird damit gegenstandslos 39 ).

41) Vgl. Wolfgang Leonhard, Sowjetische Innenpo-
litik seit Chruschtschows Sturz, in: Sowjetpolitik 
der 70er Jahre, hrsg. v. Richard Löwenthal u. Hein-
rich Vogel, Stuttgart-Berlin-Köln-Mainz 1972, S. 55. 
— Die Statistik der Presseentwicklung deutet aller-
dings nicht auf Stagnation hin. Nach dem Leitartikel 
des Regierungsblattes „Izvestija" vom 5. Mai 1972 
ist allein zwischen 1965 und 1970 die Gesamtauf-
lage der Zeitungspresse um 40 °/o, die der Zeit-
schriftenpresse um 83 0/0 gestiegen. Zur Statistik 
der Sowjetpresse s. ferner die detaillierte Analyse 
von Paul Roth, Massenmedien in der Sowjetunion, 
in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage zur 
Wochenzeitung Das Parlament, B 52/71, 25. Dezem-
ber 1971, S. 17 ff.

Unabdingbarkeit der Klassenorientierung der 
Publizistik motiviert den Anspruch von Partei 
und Staat auf umfassende Medienaufsicht. 
Für diesen Anspruch bezeichnend waren die 
Äußerungen des KPÖ-Parteisekretärs Strou-
gal zur Notwendigkeit einer Revision des 
Prager Reformkurses im Frühjahr 1969 auch 
auf dem Kommunikationssektor: „Presse, 
Rundfunk und Fernsehen erfassen heutzutage 
die ganze Gesellschaft. Sie verfestigen im Be-
wußtsein der Menschen ein bestimmtes Sy-
stem von Werten, vermitteln ihnen Verhal-
tensmuster und Anleitung zum
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 Handeln. Des-
halb kann es der Partei nicht gleichgültig 
sein, welche Werte und Verhaltensmuster 
vermittelt werden, oder ob sie sich im Wider-
spruch zu ihrem Ziel, eine sozialistische Ge-
sellschaft aufzubauen, befinden. Deshalb kön-
nen wir nicht auf die Kontrolle auf diesem 
Gebiet verzichten und auch nicht unter dem 
Druck verschiedener Losungen von einer ab-
soluten Meinungsfreiheit diese Kontrolle an 
anonyme Gruppen verpachten . .. Darum wird 
die Partei immer danach streben, auf dieses 
wichtige Mittel zur Einwirkung auf die Ge-
sellschaft aktiven Einfluß zu nehmen." )  Die 
auch auf künftige Phasen der Gesellschafts-
entwicklung gerichtete Absage an einen kon-
fligierenden gesellschaftlichen Pluralismus, 
an eine öffentliche Austragung sozialer wie 
politisch-ideologischer Konflikte, an die Dul-

düng einer kritischen Öffentlichkeit ist damit 
grundsätzlich verbunden.
Gleichwohl sind Differenzierungstendenzen 
im Kommunikationssystem der sozialistischen 
Staatenwelt unverkennbar. Sie resultieren 
nicht nur aus den unterschiedlichen sozio-
ökonomischen und kulturellen Bedingungen 
der einzelnen sozialistischen Länder, sondern 
auch aus abweichenden Auffassungen und 
Konzeptionen des Gesellschaftsaufbaus. 
Wenn auch solche Abweichungen nicht das 
grundlegende Prinzip der Herrschaftspolitik 
im Sozialismus — das Machtmonopol der 
marxistisch-leninistischen Partei — antasten, 
so kann andererseits aus divergierenden 
Trends in einzelnen Ländern bzw. Kommuni-
kationsordnungen auf sich möglicherweise 
abzeichnende Entwicklungen zur inneren Mo-
dernisierung im sozialistischen Gesamtsystem 
geschlossen werden. Insbesondere für den 
osteuropäischen Bereich läßt sich der Zwie-
spalt zwischen Beharrung auf traditionellen 
Positionen der Kommunikationspolitik und 
Reformbestrebungen veranschaulichen, doch 
gleichermaßen die Schwierigkeit aufzeigen, 
angesichts des sich intensivierenden interna-
tionalen Informations- und Ideenaustausches 
die Abschirmung der nationalen Öffentlich-
keiten zuverlässig zu sichern.

UdSSR

Die These, nach der die gegenwärtige innen-
politische Phase der UdSSR in erster Linie 
durch den zunehmenden Widerspruch zwi-
schen dem Herrschaftssystem und den Bedin-
gungen wie Aufgaben der sich ausbildenden 
Industriegesellschaft charakterisiert ist41 ), 
findet Bestätigung in der Entwicklung der Pu-
blizistik. Auch auf diesem Sektor spiegeln 
sich paradigmatisch die Folgeerscheinungen 
eines bürokratisch-zentralistischen Führungs-
und Lenkungsstils wider: Ausbleiben von 
grundlegenden Medienreformen, wachsende 
Verunsicherung der offiziellen Agitations-
und Propagandapolitik sowie Entstehen einer

39) Vgl. Peking Rundschau Nr. 37, 17. September 
1968, S. 20 f.: „Die verschiedenen Zweige der Jour-
nalistik, so die Zeitungen, die Zeitschriften, der 
Rundfunk und die Nachrichtenagenturen, sind alle-
samt ein Instrument des Klassenkampfes . . . Eine 
Journalistik, die frei von jeglicher Bindung wäre, 
kann es einfach nicht geben. Entweder wird sie 
sich durch das Proletariat oder die Bourgeoisie .ge-
bunden fühlen'. Entweder das eine oder das andere. 
Wo gibt es heutzutage in der Welt Zeitungen, die 
über den Klassen stehen?" (Übersetzung eines 
Grundsatzartikels zur Funktion des Parteijournalis-
mus, erschienen in: Pekinger Volkszeitung, Renmin 
Ribao, vom 1. September 1968).
40) Zit. nach: Pravda vom 22. April 1969. 



gesellschaftlichen Gegenöffentlichkeit (Samiz-
dat), sei diese auch nur auf kritische Teile 
der Intelligenz beschränkt.
Die wesentlichen Entwicklungslinien der So-
wjetpresse nach dem Ausscheiden Chruscht-
schows zu skizzieren, erfordert vor allem, auf 
die politische Krise des Jahres 1968 und die 
Auseinandersetzungen um den Kurs der Pra-
ger Reformkommunisten als einschneidendem 
Ereignis hinzuweisen. Seine Wirkung war mit 
vollzogener Intervention noch längst nicht 
abgeklungen; die anhaltende Resonanz in der 
sowjetischen Presse bewies vielmehr, wel-
chen Einfluß die Krise auch auf die sowjeti-
sche Innenpolitik ausgeübt hat. Die Absicht 
der SSR-Führung unter Dubcek, im Zusam-
menhang mit einer Lockerung des unbeding-
ten Führungsanspruches der KPC der Partei-
publizistik größere Eigenständigkeiten zu 
konzedieren, traf auf schärfsten Widerstand 
der Sowjetkommunisten, die jeder echten Li-
beralisierung des Pressewesens mit äußerstem 
Mißtrauen begegneten. Ihre Abneigung gegen 
die Ideen der Reformkommunisten bekunde-
ten sie mit einer Intensivierung der ideologi-
schen Erziehung im Inland. Bezeichnender-
weise legte der obligatorische Leitartikel der 
„Pravda" zum Tag der Presse (Ausgabe vom 
4. Mai 1968) den Schwerpunkt auf die propa-
gandistische Funktion der Sowjetpresse: „Die 
Pflicht unserer Presse ist es, sich unentwegt 
um die ideologische Stärkung der Sowjetmen-
schen zu kümmern ... Die wichtigste Pflicht 
unserer Presse ist es, einen offensiven Kampf 
gegen die bürgerliche Ideologie zu führen, 
aktiv gegen die Versuche vorzugehen, in ein-
zelne Werke der Literatur, Kunst und in an-
dere Werke Ansichten hineinzuschmuggeln, 
die der sozialistischen Ideologie der sowjeti-
schen Gesellschaft fremd sind".
Warnende Worte des KPdSU-Generalsekre-
tärs Breshnew, mit denen er sich gegen jegli-
che Erweiterung des journalistischen Frei-
heitsraumes aussprach, unterstrichen den 
Willen zum Festhalten an
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 der bisherigen Me-
dienpraxis: „Eine Pressefreiheit, wie sie ge-
wissen Publizisten vorschwebt, ist eine Ge-
fahr erster Ordnung für den Bestand des so-
zialistischen Systems. Weitgehende Presse-
freiheit gewähren hieße, den Journalisten ei-
nen unangemessenen Einfluß auf die Politik 
einzuräumen, für deren Entscheidung die 
Presseleute keinerlei Verantwortung tra-
gen." )

Bekräftigt wird in dieser Aussage unmißver-
ständlich die Aversion, dem Journalismus 
eine politisch eigenständige Rolle zuzubilli-
gen. Nach dieser Auffassung kann es keiner-
lei gleichrangige Konkurrenz zwischen denen, 
die öffentlich Verantwortung tragen, den Po-
litikern, und denen, die ohne verantwortlich 
zu sein, sich in den Medien äußern, geben. 
Der Journalistenstand stellt damit einen Teil 
der „Dienstklasse" des sozialistischen Sy-
stems dar, nicht aber eine politisch-gesell-
schaftliche Gruppe mit Anrecht auf kritisch-
unabhängige Beobachtung der politisch Han-
delnden, geschweige den  auf eine potentielle 
Funktion als konteragierende oder Protest-
Elite.
Die politische Erziehung hat seit 1968 konti-
nuierlich an Intensität zugenommen. Die 
Wirksamkeit des ideologischen Einflusses der 
Partei und die Effektivität der ideologischen 
Arbeit werden in engster Verbindung mit 
dem Niveau der theoretischen Schulung gese-
hen, weswegen die KPdSU die Vervollkomm-
nung der politischen Informationsarbeit sowie 
den Ausbau des Presse-, Rundfunk- und Fern-
sehwesens immer wieder zu einem ihrer vor-
dringlichsten Ziele erklärt hat. Der Partei-
standpunkt solte  nun wieder in sämtlichen 
Bereichen der Pressearbeit — Erziehung, In-
formation, Mobilisierung der werktätigen 
Massen — konsequent durchgesetzt, der un-
eingeschränkte Anspruch der Staatsmacht auf 
zentrale Steuerung der „gesellschaftlichen 
Meinung" voll zur Geltung gebracht wer-
den.
Die Mängel der Pressearbeit sind jedoch auch 
in der offiziellen Publizistik nicht übersehen 
worden. So bedauerte das Parteijournal 
„Kommunist" das noch unzulängliche Bemü-
hen um«Aktualität, den oft allzu generalisie-
renden und deklarativen Stil sowie das Feh-
len überzeugender Argumentationen in vielen 
Presseartikeln; man dürfe nicht die Augen da-
vor schließen, daß der Westen mit seiner Be-
richterstattung der sowjetischen zuweilen 
voraus sei, was es notwendig mache, die Mel-
dungen der Sowjetpresse und des Rundfunks 
„operativer" zu gestalten 42).

42) Zit. nach: ZV + ZV 1968/37, S. 1539. Richtung-
weisend für die aktuelle sowjetische Medienpolitik 
war der Artikel von A. ikov, Partija i sredstva 
massovoj informacii (Die Partei und die Massen-
informationsmittel), in: Kommunist, 46. Jg. 1970, 
Nr. 4, S. 63 ff. 43) Vgl. ikov, a. a. O„ S. 73.

Der Zwang zur Beachtung der Einflüsse von 
Auslandsinformationen, vor allem wenn diese 
innersowjetische Vorgänge zum Gegenstand 
haben, ist ein ständig wiederkehrendes The-
ma offizieller Publikationen. Welche Proble-
me dieser Zwang zu einer modernen Nach-
richtengebung aufwirft, war aus einem im Or-
gan des sowjetischen Jugendverbandes „Kom-
somol’skaja pravda" abgedruckten Artikel zu 



ersehen, in dem die wechselseitigen Bezie-
hungen zwischen Inlandsberichterstattung 
und Auslandsinformation zur Diskussion stan-
den:
„Die Presseberichte, die wir veröffentlichen, 
müssen die unvorteilhaften Aspekte und Ent-
wicklungen offener behandeln. Es ist für uns 
besser, wenn wir selber diese Aspekte behan-
deln, als daß wir auf die Kommentare der 
verschiedenen westlichen Radiostationen 
warten, welche auf dem einen oder anderen 
Wege, direkt oder indirekt, unser Publikum 
erreichen. Unsere Berichte über Ereignisse im 
Westen andererseits sollten weniger ober-
flächlich sein. Ausführungen über die .flet-
schenden Zähne des Imperialismus' vermögen 
heute viele Leute nicht mehr zu beeindruk-
ken. Wir müssen für unsere jungen Leute die 
Dinge gründlicher analysieren." 4)
Weniger den Einwirkungen der internationa-
len Kommunikation als primär systembeding-
ten Schwächen der sozialistischen Ordnung 
dürfte es indes zuzuschreiben sein, wenn sich, 
besonders seit 1968, eine hauptsächlich durch 
Untergrundpublizistik manifeste, intellektuel-
le Gegenöffentlichkeit herausgebildet hat. 
Wesentliche Funktion der nicht-offiziellen 
Presse liegt in der Weitergabe von Informa-
tionen über Geschehnisse, die von den Staats-
medien nicht beachtet werden, sowie in der 
Vermitlung  einer politisch-gesellschaftlichen 
Diskussion. Der publizistische Untergrund 
verfügt über ein weitverzweigtes Kommuni-
kationssystem, mit dessen Hilfe vor allem die 
kritisch oppositionellen Strömungen und An-
hänger einer Demokratisierung und Liberali-
sierung der Sowjetgesellschaft ihre Stand-
punkte artikulieren. Im Gegensatz zur Unter-
grund- oder „alternativen" Presse in den 
westlichen Ländern, die sich nicht dauerhaft 
durchzusetzen vermochte, sind von der so-
wjetischen Samizdat-Publizistik auf längere 
Sicht durchaus bewußtseinsverändernde, 
wenn auch nicht direkt systemzersetzende 
Wirkungen zu erwarten 45).

Polen und Ungarn

Im Unterschied zur UdSSR hat die polnische 
und vor allem ungarische Regierung-eine be-
grenzte, dabei jedoch kontrollierte Revision 
des bislang geltenden konservativen Presse-
kurses in Angrif  genommen, ohne dem Jour-
nalismus auch nur ein annähernd gleiches 
Maß von Eigenständigkeit zuzubilligen, wie 
im Jahre 1968 die Prager Reformführung dies 
getan hatte. Nach der Regierungsübernahme 
durch Gierek (Dez. 1970) wurden in Polen 
neue Methoden des politischen wie publizisti-
schen Führungsstils erprobt und regelmäßige 
Informationskanäle eingerichtet, um die Öf-
fentlichkeit mit der Tätigkeit von Partei und 
Regierung vertraut zu machen. Im März 1971 
erfolgte die Ernennung eines Regierungsspre-
chers, dem die Aufgabe zugedacht war, zwi-
schen dem Ministerrat und der Publizistik als 
Verbindungsmann zu wirken. Genau zwei 
Jahre später hob die Regierung versuchswei-
se die Zensur für die beiden größten Presseor-
gane des Landes, die Tageszeitung „Trybuna 
Ludu" sowie das Wochenblatt des ZK „Polity-
ka", auf. Doch sind beide Blätter ohnehin ein-
deutig linientreu, insbesondere deren Chefre-
dakteure Barecki bzw. Rakowski, so daß pol-
nische Journalisten in der Einstellung der 
Zensur einen Propaganda-Coup des Partei-
chefs sahen 44).

44) Komsomol'skaja pravda vom 29. Mai 1971.
45) In einem Organ dieser Publizistik, der gesell-
schaftspolitischen Zeitschrift „Svobodnaja Mysl' " 
(Freies Denken), wurden Rolle und Aufgabe der 
Untergrundmedien wie folgt umrissen: „Die Presse 
der Sowjetischen Demokratischen Bewegung der
Gegenwart besteht aus den Materialien von Samiz-
dat. Das Erscheinen von Samizdat und seine trotz 
der Repressionen ungebrochene Existenz beweisen, 
daß die demokratische Bewegung in unserem Lande 
aus den Bedürfnissen der gesellschaftlichen Ent-
wicklung entstanden ist; ihr Einhalt zu gebieten ist 
unmöglich. Die Tätigkeit von Samizdat ist für die 
Anhänger der Bewegung unabdingbar geworden. 
Sie stellt das hauptsächliche Mittel dar, um die Be-
wegung sowohl in die Breite als auch in die Tiefe 
zu entwickeln. Durch Samizdat wird die Verbreitung

In Ungarn, wo gegenwärtig in begrenztem 
Rahmen ein markt-ökonomisches Konzept 
realisiert wird, zeigt sich die enge Verbin-
dung zwischen Wirtschafts- und Komunika -
tionspolitik. Im März 1972 erklärte Staatsprä-
sident Losonczi auch die Weiterentwicklung 
der sozialistischen Demokratie zu einer der 
wichtigsten Schlüsselfragen des nationalen 
Fortschrittes. Die Sonderposition der ungari-
schen KP klang an, als Losonczi hinzufügte,

objektiver Informationen politisch-gesellschaft-
lichen Inhalts verwirklicht." — Svobodnaja Mysl', 
Ausgabe 1, 20. Dezember 1971, hier zit. nach: 
Archiv Samizdata Nr. 1180, S. 6. Zur Haltung der 
kritischen Intellektuellen zur Kommunikations-
freiheit im Sozialismus vgl. Roy Medwedjew, Sow-
jet-Bürger in Opposition. Plädoyer für eine so-
zialistische Demokratie, Hamburg-Düsseldorf 1973, 
S. 169: „Die Frage der Rede- und Pressefreiheit, die 
Freiheit wissenschaftlichen und künstlerischen 
Schaffens und der Informationsfreiheit steht heute 
im Mittelpunkt aller Diskussionen über die so-
zialistische Demokratie. Und das ist normal, denn 
die geistige Freiheit ist ohne Presse- und Rede-
freiheit, ohne Recht auf Information unmöglich. 
Ein hohes Ausmaß dieser Freiheit ist das Merk-
mal einer echten Demokratie in einer sozialisti-
schen Gesellschaft." Doch sollte die Pressefreiheit 
nicht „bedingungslos" gewährt werden, sondern 
„angemessenen Beschränkungen" unterworfen sein. 
46) Einzelheiten s. Spiegel-Bericht 1973, Nr. 16, 
S. 120 ff.



die sozialistische Demokratie müsse dafür 
Sorge tragen, daß die Probleme und Wider-
sprüche der gesellschaftlichen Entwicklung 
beizeiten ans Tageslicht kämen und so eine 
Lösung ermöglicht würde; er sprach sich da-
für aus, sämtlichen schöpferischen Kräften 
die Chance einzuräumen, sich in den Aufbau 
des Sozialismus einzuschalten, obschon zu-
weilen noch die zur Entfaltung der gesell-
schaftlichen Kräfte günstige Atmosphäre feh-
le. In realistischer Einschätzung wird zugege-
ben, daß die ungarische Gesellschaft weltan-
schaulich nicht einheitlich sei.

Im April 1972, kurz nach der Erklärung Lo-
sonczis, publizierte die theoretische Partei-
zeitschrift „Tärsadalmi Szemle" (Gesell-
schaftliche Revue) zum Thema „Demokratie-
Öffentlichkeit-Öffentliche Meinung" einen 
Grundsatzartikel, der zwar die Führungsrolle 
der Partei herausstellte, die Partei aber vor 
der Gefahr warnte, sich von den Massen zu 
entfernen, überdies dazu aufforderte, auch 
konservative Auffassungen als gesellschaftli-
che Realität zu akzeptieren. In zahlreichen 
Belangen, so lautete die Argumentation, gin-
gen die Meinungen der Öffentlichkeit ausein-
ander, bei manchen Problemen gäbe es sogar 
eine unzufriedene Öffentlichkeit; werde die-
ser Unzufriedenheit in Detailfragen nicht 
Rechnung getragen, so könne sie letztlich Un-
zufriedenheit mit den prinzipiellen Zielen be-
wirken.
Die neue Informationspolitik ist durch die offi-
zielle ideologische Argumentation näher be-
gründet und auch theoretisch abgesichert 
worden, hauptsächlich durch den Abteilungs-
leiter im ZK Pozscay, der im Februar 1972 im 
Parteiorgan „Nepszabadsäg" darlegte, wes-
halb in der Zeit des harten Klassenkampfes 
ein ideales Bild der sozialistischen Gesell-
schaft als anspornende und einigende Zu-
kunftsvision entworfen worden sei. In der au-
ßerordentlichen Kraftanstrengung der damali-
gen Phase habe man jedoch die demokrati-
schen Formen und Bedürfnisse der Massen 
vernachlässigt, was den „konterrevolutionä-
ren" Attacken des Klassenfeindes Auftrieb 
gegeben hätte. Seit jener Zeit wären die 
Machtverhältnisse wesentlich zugunsten des 
Sozialismus verändert worden. Es sei deshalb 
notwendig, Illusionen aufzugeben und das 
Entstehen von Interessenkonflikten auch un-
ter dem Sozialismus als selbstverständliche 
Erscheinung zu betrachten, mit dessen Macht-
übernahme die Grundlage für die strukturel-
len sozialen Konflikte des Kapitalismus besei-
tigt sei. Die Interessen der Arbeiterklasse 
spiegelten nun die Interessen der Gesamtge-
sellschaft wider, und von dieser Basis aus 

könnten die auftretenden Konflikte gelöst 
werden. Der Grund für deren Fortbestehen 
liege in der materiellen Produktion und Ver-
teilung, in der beschränkten Qualität mate-
ri
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eller und geistiger Güter. Die auftretenden 
Konflikte seien deshalb weder gut noch böse, 
sondern gesellschaftliche Realitäten. Durch 
die Reform des Wirtschaftsleitungsmechanis-
mus habe die Ansicht an Gewicht verloren, 
daß der Anschein von Einheit wichtiger sei 
als die echte, auf der Dialektik der Interes-
senkonflikte und ihrer Lösung beruhende Ein-
heit ).

Jugoslawien

Die Grenzen einer Liberalisierung sozialisti-
scher Pressepolitik werden indes angesichts 
der Entwicklung der jugoslawischen Publizi-
stik deutlich markiert. In Jugoslawien ist das 
für das politisch-gesellschaftliche System 
konstitutive 
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Prinzip der Selbstverwaltung und 
Dezentralisierung auf das Kommunikations-
wesen übertragen worden ).

Vor allem seit der Jahreswende 1971/72 hat 
sich jedoch der Richtungsstreit zwischen den 
Befürwortern einer demokratischen Willens-
und Meinungsbildung sowie den Vertretern 
einer stärkeren Zentralisierung der Führungs-
macht zugespitzt. Als im Juni 1972 auf einer 
gemeinsamen Sitzung der Präsidien des Bun-
des der Jugoslawischen Kommunisten und 
des Sozialistischen Bundes der Werktätigen 
Jugoslawiens die Funktion der Presse und der 
Information in der jugoslawischen Gesell-
schaft zur Sprache kam, legte Todo Kurtovic, 
Mitglied des Sekretariats des Parteipräsi-
diums, in seinem Hauptreferat die Pressefrei-
heit betont restriktiv aus. Man dürfe nach sei-
ner Ansicht den Begriff der Pressefreiheit 
nicht abstrakt verstehen, denn die Pressefrei-
heit sei kein Ziel an sich, abseits vom Leben *

47) Zur Entwicklung der ungarischen Kommuni-
kationspolitik vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 
23. April 1972, Fernausgabe Nr. 111 (Ungarische 
Sonderpositionen).
48) „Die Presse und die anderen Informationsme-
dien sind nicht Parteiorgane in der konventionellen 
Bedeutung des Wortes, sie sind nicht die Organe 
der politischen Führungen und Direktorien, sondern 
Organe der gesamten Körperschaft, der gesamten 
Gemeinschaft und jedes einzelnen Bürgers, der sich 
auf verschiedene Weise für die sozialistische Ent-
wicklung engagiert." Yugoslav Institute of Jour-
nalism (Ed.): Press, Radio, Television in Yugos-
lavia, Belgrad 1966, S. 10. Die Partei hat aber 
keinesfalls auf Einflußnahme innerhalb der Publi-
zistik verzichtet. Zahlreiche indirekte Formen der 
Einwirkung, auch der Pression, ermöglichen gege-
benenfalls die Durchsetzung der von den offiziellen 
Parteiblättern verfochtenen Linie.



und den Tatsachen. Die Forderungen nach 
einer freien Presse bezeichnete Kurtovic als 
„anarchistisch-liberalistische bourgeoise Ten-
denz", als den Versuch, „unannehmbare The-
sen aufzudrängen und Verwirrung zu stiften". 
Dagegen müsse man energisch einschreiten, 
da es sich nicht nur um den Durchbruch frem-
der Ideologien handele, sondern auch um einen 
Kampf um bestimmte Positionen und Ein-
flüsse. Die Freiheit des gedruckten Wortes 
müsse in der jugoslawischen Selbstverwal-
tungsgesellschaft die unmittelbaren Interes-
sen der Werktätigen zum Ausdruck bringen 
und damit auch die Information vor fremden 
Einflüssen schützen 49 ).

49) Zur Diskussion um die Pressefreiheit in Jugo-
slawien vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
28. Juni 1972.
50) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 18. November 
1972, Fernausgabe Nr. 317.

51) Renmin Ribao (Volkszeitung) vom 1. September 
1968. Vgl. auch: Alan P. Liu, Mass Communication 
and Media in China's Cultural Revolution, in: 
Journalism Quarterly vol. 46, 1969, No 2, S. 314 ff.
52) Guangming Ribao vom 3. September 1968.

Im November 1972 legte Tito — sich der re-
striktiven Linie der Pressepolitik anschlie-
ßend — die Presse auf den „gegenwärtigen 
energischen Kurs" der Partei fest: sie müsse 
eine „Waffe der Interessen der Arbeiterklas-
se" sein, die gegenüber liberalistischen Ten-
denzen nicht konziliant sein dürfe. Gleichzei-
tig sollten nach dem Willen Titos die Sensa-
tionspresse und die Presse mit kleinbürgerli-
chem Inhalt vom Markt verdrängt wer-
den 50 ).
Falls künftig anstelle eines Ausgleichsmecha-
nismus zwischen den Republiken und den de-
zentralisierten Teilbereichen der jugoslawi-
schen Gesellschaft die Rolle der zentralen 
Führungsorgane an Gewicht gewinnt, wird 
die Aufwertung der Zentralgewalt mit einer 
noch festeren Bindung der Medien an die 
Zielsetzungen der politischen Führung des 
Landes synchron verlaufen, die staatliche 
Orientierung der Publizistik Vorrang vor der 
gesellschaftlichen haben.

Volksrepublik China

Kommunikation als Element der Machtsiche-
rung, Kommunikationsmonopol als Grund-
prinzip der Herrschaftspolitik — dies ist, 
ebenso wie in den europäischen Staaten des 
Sozialismus, auch in der VR China zum Leit-
satz der Führungsstrategie geworden. Die 
Entwicklung insbesondere seit 1966 zeigte die 
zentrale Bedeutung der Kontrolle über das 
Mediensystem für den Ausgang innenpoliti-
scher Rivalität.
Die Kulturrevolution hatte neben den Eingrif-
fen in Struktur und Organisation des Presse-
wesens eine Grundsatzfehde zu Fragen des 

proletarischen Parteijournalismus zur Folge, 
in der sich die bekämpfenden Parteiflügel um 
Mao Tse-tung und den früheren Staatspräsi-
denten Liu Shaoqi gegenüberstanden.
Die Polemik erreichte ihren Höhepunkt mit 
einem von den Redaktionen der „Volkszei-
tung", der „Roten Fahne" und des Armeeblat-
tes „Jiefangjun Bao" im September 1968 ge-
meinsam veröffentlichten Grundsatzartikel: 
„Die Große Revolution an der Front des Jour-
nalismus bis zur letzten Konsequenz durch-
führen". Die „proletarischen Journalisten" 
machten nun keinerlei Unterschied mehr zwi-
schen denen, die sich gegen den übersteiger-
ten Persönlichkeitskult um Mao Tse-tung aus-
gesprochen hatten und den erklärten ideolo-
gischen Feinden des sozialistischen Systems: 
„... ob man die großen Gedanken Mao Tse-
tungs propagiert oder ob man dies nicht tut 
oder gar Gegenpropaganda gegen diese Ge-
danken betreibt, ist die Wasserscheide zwi-
schen der proletarischen Presse und der bür-
gerlichen Presse, ist ebenso der Prüfstein, um 
einen Marxisten-Leninisten von einem konter-
revolutionären Revisionisten zu unterschei-
den" 51 ).
Eine Reihe von weiteren Pressebeiträgen po-
lemisierte, an den Grundsatzartikel der drei 
Parteiblätter anknüpfend, besonders scharf 
gegen die journalistische Lehre von den „Be-
dürfnissen der Leser". Sie beinhaltet nach den 
Worten der Kritiker im Grunde nichts weiter 
als eine Negierung des Klassencharakters der 
Publizistik, da alle Mittel der Journalistik, die 
sich in den Händen der „Imperialisten, mo-
dernen Revisionisten und Reaktionäre" befän-
den, in keiner Weise dem Proletariat und den 
Werktätigen und ihren Bedürfnissen nutzten. 
Die proletarischen Journalisten setzten dem 
ihren eigenen Standpunkt entgegen: „Was 
der Journalismus, den wir, die proletarische 
Klasse, beherrschen, hingegen propagiert, 
sind die unbesiegbaren Gedanken Mao Tse-
tungs; grundlegendes Ziel dieses Journalis-
mus ist, das Denken unserer gesamten Bevöl-
kerung mit den Ideen Mao Tse-tungs zu be-
waffnen, die Gedanken und die Handlungen 
der Menschen in unserem ganzen Lande zu 
vereinen und dadur
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ch die Diktatur des Prole-
tariats zu festigen und zu stärken sowie die 
Wiedererrichtung des Kapitalismus zu verhin-
dern. Das aber ist das größte Bedürfnis des 
Proletariats und der werktätigen Mas-
sen." )



Die Entwicklung der chinesischen Innenpoli-
tik nach dem Abflauen der Kulturrevolution 
seit 1969/70 hat in vielen Bereichen einen or-
ganisatorischen Normalisierungsprozeß einge-
leitet. Die Ernennung eines neuen Direktors 
der staatlichen Nachrichtenagentur „Neues 
China" (Hsinhua) im Jahre 1972 beendete die 
kulturrevolutionäre Phase auch auf dem Kom-
munikationssektor und zeigte den intensivier-
ten Ausbau der Informationsmedien an53 ).

53) Vgl. hierzu die Analyse der Nachrichtenagentur 
in: Neue Zürcher Zeitung vom 12. November 1972, 
Fernausgabe Nr. 311.
54) S. den Bericht von Le Monde: „Le Quotidien du 
Peuple" part en guerre contre les „articles ver-
beux", Ausgabe vom 28. Juli 1972.
55) Zu diesem Regimentypus vgl. Karl Loewenstein, 
Verfassungslehre, Tübingen 19692, S. 53. Der Be-
griff faschistisch wird für die drei Länder meist als 
überholt angesehen; speziell das System Griechen-
lands hat G. Mangakis jedoch als Neo-Faschismus, 
d. h. als unideologische, „praktische Ausgabe" des 
traditionellen Faschismus zu präzisieren versucht. 
Vgl. Interview mit dem Spiegel 1972/28, S. 86 ff., 
bes. S. 90.

56) Daß die Presse unter den Bedingungen einer 
autoritären, jedoch nicht staatsmonopolistischen 
Ordnung prinzipiell eine wirksame Funktion auszu-
üben vermag, unterstrich der griechische Verleger 
Christos Lambrakis, Herausgeber der oppositionel-
len Athener Tageszeitungen „To Vima" und „Ta 
Nea" sowie Vorsitzender des griechischen IPI-
Nationalkomitees: „Die hauptsächliche Rolle der 
Presse liegt darin, die öffentliche Meinung zu in-
formieren und sie nicht im intellekluellen und 
politischen Sumpf ersticken zu lassen, in den sie 
durch die rein offizielle Information geführt würde 
. . . Wir führen unseren Kampf in der festen Über-
zeugung, daß eine Zeitung eine wohltuende Rolle 
spielen kann, selbst wenn Unterdrückungsmaß-
nahmen gegen sie gerichtet sind und sie sich nur 
mit Mühe Gehör zu verschaffen vermag Denn 
wenn auch ein Fehler nicht unbedingt zu korrigie-
ren ist, indem man die Leser darüber informiert so 
kann man dadurch immerhin das öffentliche Ge-
wissen wachrufen. In diesem Sinne kann eine Zei-
tung ihre Aufgabe erfüllen, selbst wenn sie in ihrem 
Wirken eingeengt ist." Zit. nach IPI-Rundschau 
19. Jg. 1972, Nr. 7/8, S. 7.

Der Wandel im Stil der Publizistik dokumen-
tiert sich u. a. darin, daß neben den während 
der Kulturrevolution besonders geförderten 
Publikationen von Arbeiter-, Soldaten- und 
Bauernkorrespondenten nun wieder Artikel 
professioneller Journalisten erscheinen, die 
Schreibkollektive von Parteikomitees, Fabri-
ken, Volkskommunen oder Militäreinheiten 
als Verfasser angeben. Auch sind im Sommer 
1972 in der Presse eine Reihe von Beiträgen 
veröffentlicht worden, die besseren Stil und 
verständlicheren Ausdruck verlangen sowie 
vor dem negativen Einfluß „neuer Stereoty-
pen und eines neuen Dogmatismus" auf die 
geistige Einstellung der Jugend warnen54 ).

Nicht zuletzt hat Chinas Öffnung gegenüber 
den Vorgängen der Weltpolitik vor allem in 
der Auslandsberichterstattung einen Wandel 
eingeleitet: die Tendenz der Kommunikation 
richtet sich auch hier nach dem veränderten 
Kurs der außenpolitischen Strategie.

3. Konservativ-autoritäre Systeme Europas

Spanien, Portugal und Griechenland werden 
in der Systemtypologie den autoritären Regi-
men zugeordnet 55 ). Da diese Systeme im Be-
reich der entwickelten europäischen Staaten-
gemeinschaft entstanden, außerdem demokra-
tische Traditionen hier nachwirken, konnten 
sich in ihnen gesellschaftlicher Elitenpluralis-
mus und politische wie publizistische Frei-
räume leichter als in autoritär regierten Län-
dern der Dritten Welt entfalten. Diesen beiden 
Faktoren vor allem sind — neben dem Einfluß 

der Kommunikation mit den westeuropäischen 
Nachbarländern — das wachsende Demokrati-
sierungspotential und die sich daraus erge-
bende latente Verunsicherung der Herrschafts-
schicht zuzuschreiben.
Innere Geschlossenheit ist somit auch nicht 
Merkmal der autoritären Kommunikationssy-
steme. Absolute Gefolgschaftstreue der Publi-
zistik ist auf die regimeloyalen Teile des 
Journalismus beschränkt; passive Resistenz, 
direkte oder getarnte Opposition, Anpassung 
ohne innere Überzeugung oder „Attentismus" 
charakterisieren die Haltung anderer Teile. 
Die divergierenden Tendenzen finden ihren 
Ausdruck jedoch fast ausschließlich in der 
Presse56 ). Die regierungsoffiziellen Medien 
Hörfunk und Fernsehen spiegeln dagegen im 
wesentlichen den Willen der politischen Füh-
rungen wider und haben eine kollektive Len-
kungsfunktion inne.
Zu fragen ist hauptsächlich nach der Rolle 
der Publizistik als potentiellem Korrektiv ge-
genüber dem Anspruch der Staatsmacht auf 
das Informationsprivileg und als Mittel zur 
Beschleunigung politisch-gesellschaftlichen 
Wandels im Sinne einer Liberalisierung des 
Herrschaftssystems. In bezug auf diese Fra-
gen bleibt von vorrangigem Interesse, ob und 
gegebenenfalls bis zu welchem Grade die 
staatsunabhängige Presse, trotz häufiger Re-
glementierungen, alternative Systemkonzep-
tionen öffentlich diskutieren und propagieren 
kann.

Spanien

In Spanien schien das 1966 in Kraft gesetzte 
Pressegesetz eine Wende zu liberaleren For-
men der Kommunikationspolitik anzuzeigen.



Tatsächlich sind die Zeitungen in den ersten 
Jahren nach Erlaß des Gesetzes, in der Phase 
der relativen Meinungsfreiheit, zu Zentren ge-
worden, um die sich verschiedene politische 
Bewegungen kristallisierten. Gerade diese 
mobilisierende Rolle war aber ein wesentli-
cher Grund für das später oft rigorose Durch-
greifen der staatlichen Informationsbehörden: 
sie wollten nicht zulassen, daß mögliche Al-
ternativen zu dem von der Regierung verfolg-
ten innen- und außenpolitischen Kurs im Vol-
ke diskutiert wurden. In den zurückliegenden 
Jahren sind die Behörden ständig eingeschrit-
ten, haben Blätter beschlagnahmt, für be-
stimmte Zeitspannen stillgelegt oder gänzlich 
verboten (spektakuläres Beispiel: „Madrid").

Diese Pressepolitik führte indes zu ständigen 
Auseinandersetzungen um die Interpretation 
des Pressegesetzes. Totale Gleichschaltung 
der politischen Tendenzen der Presse kenn-
zeichnet zwar nicht die augenblickliche Si-
tuation, doch meiden gegenwärtig nicht weni-
ge Zeitungen und Zeitschriften die Aktuali-
sierung der öffentlichen Pressegesetzdebatte, 
da angesichts der instabilen Konstellation in-
nerhalb der Regierung, der offensichtlichen 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Refor-
mern des politischen Systems und Status-quo-
Verfechtern eine Änderung dieses G
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esetzes 
die Einschränkung der bedingten Pressefrei-
heit bedeuten könnte ).

Portugal

In Portugal besteht Parallelität der Entwick-
lung insofern, als auch hier in den letzten 
Jahren ein liberaleres Pressegesetz zur Dis-
kussion gestellt worden ist. Die mit diesem 
Gesetz verbundenen Erwartungen blieben 
gleichfalls unerfüllt. Nach dem im Dezember 
1970 der Nationalversammlung vorgelegten 
Entwurf des neuen Pressegesetzes sollte die 
Zensur fast völlig abgeschafft, den Nachrich-
tenmedien Zugang zu allen Informationsquel-
len eingeräumt und den Journalisten das 
Recht auf das Berufsgeheimnis gewährt wer-
den. Eine direkte Zensur war ausschließlich 
nach Ausrufung des Notstandes vorgesehen. 
Jedoch gab der portugiesische Ministerpräsi-
dent Caetano im Mai 1972 die Beibehaltung 
der Pressezensur bekannt, nannte als Begrün-
dung den anhaltenden Guerillakrieg in den 
afrikanischen Überseeterritorien und bezeich-
nete die neuen Zensurbestimmungen als 

„Übergangsmaßnahmen in einer schwierigen 
Phase des nationalen Lebens". Außerdem war 
in offizieller Sicht die portugiesische Presse 
zu lange Zeit einer scharfen Zensur unterwor-
fen worden, der Journalismus die Freiheit 
nicht gewohnt und daher zwangsläufig ohne 
ausreichendes Verantwortungsbewußtsein 58).  
Ein am 5. Mai 1972 erlassenes Regierungsde-
kret stützte sich auf einen in das Pressegesetz 
eingefügten Paragraphen, demzufolge die Re-
gierung im Falle subversiver Aktionen in ir-
gendeinem Teil des portugiesischen Territo-
riums das Recht erhält, Zeitungen und Zeit-
schriften einer Vorzensur zu unterziehen. Ein 
Subversionszustand war der Regierung aber 
bereits im Dezember 1971 vom Parlament be-
stätigt worden. Obwohl die Behörden verspra-
chen, die Vorzensur in dem Maße allmählich 
zu mildern, in dem die Zeitungsverleger 
Bereitschaft zur „Kollaboration" zu erkennen 
gaben, ließ Caetano jedoch keinen Zweifel, 
daß sie bis zum Ende des Krieges bestehen 
bleiben würde.
Trotz der inneren Erstarrung des portugiesi-
schen Systems versuchen einzelne unabhängi-
ge Zeitungsdirektoren, Verständnis und Be-
wußtsein für das Funktionieren demokrati-
scher Institutionen zu fördern. So berichtet 
die Wochenzeitung „Expresso“ — einziges 
portugiesisches Blatt von intellektuellem Ni-
veau, das nicht (auf dem Umweg über eine 
Bank) im Besitz der herrschenden Familien ist 
— trotz der offiziellen Überwachung auch 
über die politischen Programme der außerpar-
lamentarischen Opposition; auch ließ sich die 
Redaktion ausführlich aus der Feder von 
Journalisten selbst kommunistischer Richtung 
die französischen Wahlen vom März 1973 
kommentieren, um ihre Leser am konkreten 
Beispiel mit dem politischen Prozeß einer prä-
sidentiell-republikanischen Ordnung vertraut 
zu machen. *

57) Zur jüngsten Entwicklung des spanischen Pres-
sewesens vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 
13. März 1973 und Neue Zürcher Zeitung vom 
13. Januar 1972, Fernausgabe Nr. 12 (Fünf Jahre 
„Pressegesetz" in Spanien).

58) Vgl. zu den Auswirkungen der fast 50jährigen 
Pressegängelung Jose Cardoso Pires, Die Herr-
schaft der Zensur — Portugals Tradition der Unter-
drückung, in: Die Zeit Nr. 48, 1. Dezember 1972, 
S. 18: „Die Allmacht der Zensur hat den portugiesi-
schen Journalismus um seine Energie gebracht und 
ihn bürokratisiert. Schlimmer noch: sie hat ihm 
einen heuchlerischen Stil aufgezwungen, der auf 
Grund seiner ständigen Bemühung, sich dem herr-
schenden Klima anzupassen und den Zensoren 
weniger verdächtig zu erscheinen, vom offiziellen 
Geschmack verseucht worden ist. Er bezieht seine 
Klischees direkt aus dem politischen Sprachge-
brauch, der gerade en vogue ist (,die Stürme der 
Geschichte', ,die portugiesische Daseinsweise', ,die 
nationalen Strukturen', ,das Beispiel der Vor-
fahren'), benutzt standardisierte Formeln und 
Adjektive selbst für die Beschreibung des Alltäg-
lichen (die .barmherzige' Dame, der ,zum Sieger 
geweihte' Sportler, der .dynamische' Unternehmer, 
der Janggediente' Soldat) und so fort.“



Griechenland

Es erscheint paradox, daß die Presse unter 
der griechischen Militärdiktatur, die oft zu re-
pressiveren Herrschaftspraktiken neigt als die 
Staatsführungen Spaniens oder Portugals, 
mehr Freiheiten genießt als die Publizistik in 
den anderen Ordnungssystemen 59 ). Generell 
ist der Publizistik hier auch größere Freiheit 
zur Darstellung grundsätzlicher politischer 
Alternativen belassen. Im Februar 1972 hatte 
sich die Zeitung „To Vima" in Form einer er-
sten prinzipiellen Auseinandersetzung mit 
dem Regierungskurs vorgewagt, als sie im 
Zusammenhang mit der offiziellen Ablehnung 
von Parlamentswahlen durch den stellvertre-
tenden Ministerpräsidenten Pattakos in einem 
Leitartikel für die Rückkehr zum „normalen 
politischen Leben" plädierte und dieses 
Postulat als ein „nationales Gebot" bezeich-
nete. Das Fortdauern der „politischen Anoma-
lie" habe eine gefährliche Isolierung Grie-
chenlands zur Folge gehabt, was sich z. B. auf 
die Beziehungen Griechenlands zur EWG 
nachteilig auswirke. Griechenland verlöre da-
durch die Möglichkeit, bei der Schaffung 
eines neuen Europa aktiv mitzuarbeiten, über-
dies ziehe die Ausschaltung politischer Frei-
heiten kulturelle Stagnation nach sich. Zum 

Wesen der Demokratie aber gehöre es, gewis-
se Gefahren in Kauf zu nehmen. Doch seien 
diese Gefahren dem unter einem unfreiheitli-
chen Regime mit Sicherheit zu erwartenden 
„geistigen Tod" vorzuziehen 60).

59) Daß die griechische Presse nicht mehr einer uni-
formen Ausrichtung unterworfen ist, betonte im 
Rahmen einer äußerst kritischen Analyse der grie-
chischen Diktatur zu Anfang des Jahres 1972 der 
mit dem Lande seit dem Zweiten Weltkrieg vertrau-
te britische Parlamentarier C. M. Woodhouse. Zwar 
war nach seiner Überzeugung in der Abschaffung 
der formellen Zensur nur eine „theoretische" 
Maßnahme zu sehen, doch dürfe die in der Presse zu 
beobachtende Offenheit der Berichterstattung nicht 
unterschätzt werden: „Wer freilich glaubt, die 
griechische Presse sei total gleichgeschaltet, der 
sollte genauer hinschauen. Es ist bemerkenswert, 
was man beinahe täglich in der Zeitung finden 
kann: den vollen Wortlaut des Memorandums, zum 
Beispiel, in dem Helen Vlachou den Senat der 
Vereinigten Staaten aufforderte, die Militärhilfe 
zu unterbinden; die Aussagen von Lady Flemming 
über die Folterung des Mannes, dem sie bei 
seiner Flucht zu helfen versuchte; ein Artikel, in 
dem Papadopoulos von einem seiner ehemaligen 
Kollegen persönlich angegriffen und des .Persön-
lichkeitskultes' bezichtigt wird; Karikaturen, die 
den Vorschlag einer Marionettenwahl der Lächer-
lichkeit preisgeben, und so weiter. Kein Artikel 
dieser Art muß heute noch vor der Veröffentli-
chung einem Zensor vorgelegt werden. Die Redak-
teure müssen selber entscheiden, wie weit sie 
gehen können; und einige von ihnen konnten sich 
bislang ziemlich weit vorwagen, wenn es auch 
genug andere gibt, die sich mit dem öden Nach-
beten der Pres enotizen ihrer Regierung begnü-
gen." Zeitmagazin Nr. 16, 21. April 1972, S. 10. 
Mangakis, a. a. O„ S. 87, wies jedoch auf den Druck 
der öffentlichen Meinung des Auslands als ur-
sächlichen Faktor der begrenzten Liberalisierung in 
der Pressepolitik hin.

60) Vgl. Neue Zürcher Zeitung vom 4. Februar 1972, 
Fernausgabe Nr. 34 (Griechische Pressekritik am 
Athener Militärregime).
61) Korrespondenten-Bericht über die griechische 
Presse in: Frankfurter Rundschau vom 9. März 1973, 
S. 23.

Indiz für eine mögliche weitere Liberalisie-
rung der Pressepolitik war die Resonanz, die 
im Januar 1973 in einem Teil der Zeitungen 
das gerichtliche Verfahren gegen oppositio-
nelle Kommunisten fand; diesen wurde da-
durch Gelegenheit zu offener Werbung für 
linke Alternativkonzeptionen gegeben.

Der Prognose einer fortschreitenden Locke-
rung des innenpolitischen Kurses widersprach 
andererseits die Härte der Regierungsmaß-
nahmen gegen die Presse während der Athe-
ner Studentenunruhen im Februar/März 1973. 
Da die politisch-militärische Führung die Auf-
lehnung der Studenten gegen die einengenden 
Praktiken der Regierung als potentiellen Im-
puls zu einer antidiktatorischen Massenbewe-
gung beargwöhnte, mußte ihr größtes Interes-
se in der Unterbindung der Publizität liegen: 
„Die oppositionelle Presse verhehlte nicht 
ihre Sympathie und wurde zum immer wichti-
geren Medium der Solidarisierung." 61 ) Ange-
sichts der freimütigen Berichterstattung der 
Presse über die Unruhen sah die Regierung 
sich genötigt, die Zeitungen anzuweisen, den 
Konflikt nicht hochzuspielen und die studen-
tische Bewegung zu bagatellisieren. Im Ge-
gensatz zu der sich fügenden Mehrheit der 
Presseorgane stand vor allem die Zeitung 
„Vradyni", die sich den behördlichen Empfeh-
lungen nicht beugte, dafür allerdings Repres-
salien in Kauf nehmen mußte. Der Eingriff der 
Behörden in die Pressefreiheit erfolgte ohne 
eines den Schein der Legalität wahrenden 
Rechtsverfahrens. Das energische Vorgehen 
bewies indes zugleich die Nervosität der Füh-
rung angesichts der Folgen einer von ihr im-
mer wieder als gewährleistet propagierten 
Pressefreiheit.

Auf gleicher Ebene lag die Beschlagnahme 
der oppositionellen Blätter „Vradyni", „Thes-
saloniki" und „Athens News" Ende April 
1973, nachdem diese Organe kritische Äuße-
rungen des ehemaligen, im Exil lebenden Mi-
nisterpräsidenten Karamanlis veröffentlicht 
hatten. Die wachsende innere Opposition soll-
te nicht von außen her politischen Auftrieb 
erhalten. Gleichwohl ließ sich an solchen



Vorgängen die Rolle der unabhängigen Presse 
als Mittel der Machtverunsicherung und des 
langfristigen Systemwandels erkennen, eine 
Rolle, die ihr in den anderen autoritären Ord-
nungen ebenso zufällt.

4. Länder der Dritten Welt

In Anbetracht der Vielfalt der Systemformen, 
der Unterschiedlichkeit ihrer Bedingungen 
wie Probleme und der Intensität des Wandels 
der politischen Systeme in Asien, Afrika und 
Lateinamerika wird — im Rahmen einer ge-
drängten Weltpresseübersicht — die detail-
lierte Darstellung der differenzierten Motive, 
Hintergründe oder Methoden pressepoliti-
scher Maßnahmen bzw. Strategien zur unlös-
baren Aufgabe. Wesentlicher als eine solche 
Gesamtanalyse erscheint zunächst jedoch die 
Frage nach generellen Entwicklungsfaktoren 
und -tendenzen der Pressepolitik in den Län-
dern der Dritten Welt, somit nicht zuletzt 
nach der Berechtigung oder aber Unangemes-
senheit pauschal negativer Urteile über diese 
Tendenzen62 ). Dies erfordert vor allem das 
Eingehen auf die Grundlinien der publizisti-
schen Konzeption solcher Länder.

62) „In Entwicklungsländern denkt man nicht an 
Pressefreiheit . . . Eine freie Presse im westlichen 
Sinn — ein untrügliches Merkmal für das Funk-
tionieren der Demokratie — besitzen in Afrika und 
Asien nur wenige Staaten . . . Meinungs- und 
Pressefreiheit, diese unschätzbaren Errungen-
schaften der Demokratie, gibt es nur in sehr weni-
gen Ländern ..." Zit. aus dem Bericht der Frank-
furter Allgemeinen Zeitung vom 14. Juni 1972 über 
die Jahrestagung des Internationalen Presse-Insti-
tuts (IPI) zum Thema Pressefreiheit.

63) Tom Mboya, Freie Presse in Afrika, in: Vor-
wärts Nr. 32, 8. August 1962, S. 2. Zur heutigen 
Situation der afrikanischen Presse s. Peter Enahoro, 
Von der Kolonialpresse zum Massenmedium, in: 
Dokumente 3/28. Jahr, September 1972, S. 183 ff.

In vielen Staaten besonders Afrikas und Asi-
ens hat sich, trotz ihrer vielfältig abweichen-
den Systemtypen, eine in wesentlichen Zügen 
allgemein akzeptierte Pressekonzeption her-
ausgebildet. Sie ist durch das Merkmal der 
gemeinschaftlich-kooperativen Zielsetzung 
gekennzeichnet.

Besonders in den ersten Jahren nach Errin-
gung der politischen Unabhängigkeit von 
ausländischer Vorherrschaft haben Politiker 
aus den jungen Nationalstaaten oft geltend 
gemacht, wie sehr die frühere Orientierung 
der Publizistik die nachkolonialen Beziehun-
gen zwischen Staat und Presse mit beeinflus-
sen müsse und zum Teil noch immer belaste. 
In diesem Sinne ist bereits zu Beginn der 60er 
Jahre vom Arbeitsminister Kenias, Tom 
Mboya, mit speziellem Hinweis auf die afri-
kanische Presse, der Standpunkt der Entwick-
lungsländer dahin gehend erläutert worden, 
daß die einstige Rolle der Presse im nationa-

len Unabhängigkeitskampf als ein für die 
weitere Entwicklung des Verhältnisses zwi-
schen ihr und den neuen Regierungen ent-
scheidender Maßstab zu betrachten sei. Die 
Frage der Pressefreiheit stelle sich sofort, 
wenn man die Neuorientierung der Presse ge-
genüber den jungen Staaten Afrikas analysie-
re und kritisch prüfe, ob zu dies
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er Freiheit 
auch die Ermächtigung gehören könne, alles 
zu äußern, selbst wenn es sich gegen die ge-
meinsamen Bemühungen richte, die Unabhän-
gigkeit zu konsolidieren und die Wirtschaft 
aufzubauen. Gefragt werden müsse gleicher-
maßen, ob die afrikanische Presse erkenne, 
daß von ihr ein eigener, positiver Beitrag zu 
den allgemeinen Anstrengungen erwartet 
werde: „Die Presse muß auf die großen Auf-
gabenstellungen in Afrika konstruktiv reagie-
ren. Sie muß schnell einheimische Menschen 
auswählen und heranbilden, und sie muß sich 
mit den afrikanischen Bestrebungen identifi-
zieren, unsere Besorgnisse verstehen und tei-
len und uns beim Aufbau unserer Staaten 
mithelfen." )
Mboya erinnerte jedoch an die feindselige 
Haltung vieler Presseorgane gegenüber den 
nationalen Befreiungsbestrebungen in den 
meisten afrikanischen Ländern. Erstens hätten 
Eigentümer wie Chefredakteure häufig eine 
fundamentale Abneigung gegen jede Ände-
rung überhaupt verraten; zweitens habe die 
Presse vielfach kein Verständnis für das Ver-
langen der afrikanischen Völker nach Selbst-
bestimmung und Menschenwürde gezeigt, 
drittens sei von ihr eine Kampagne geführt 
worden um darzutun, daß die afrikanischen 
Völker mentalitätsmäßig für die nationale 
Selbstbestimmung und die Ausübung von 
Freiheitsrechten noch nicht reif wären. Den 
Umorientierungsprozeß der Presse zu größe-
rem Verständnis für die nationalen Belange 
begrüßte Mboya ausdrücklich und gab zu 
verstehen, daß die afrikanischen Politiker 
durchaus die Vorzüge einer freien und fähi-
gen Presse, die eine informative, kritische 
und auch erzieherische Funktion erfülle, zu 
würdigen wüßten: „Was wir erstreben, ohne 
unvernünftigen Ehrgeiz, ist eine nationale 
Presse, die in jeder Hinsicht ihre Wurzeln im 
Lande der Veröffentlichung hat und nicht ein 
Organ oder Echo von überseeischen Interes-
sen ist." 63)
Konzeption und Praxis dieser Pressepolitik 
haben vor allem in den westlichen Industrie-



ländern zu Mißdeutungen der Handlungswei-
se oder Aussagen von Politikern aus den 
Entwicklungsländern beigetragen. Der An-
spruch vieler Industrieländer, politisch-gesell-
schaftlich wie auch publizistisch (kommuni-
kationspolitisch) normsetzend für aufstreben-
de Nationen zu sein, führte teilweise zu Ver-
ständigungsschwierigkeiten. Beispielhaft läßt 
sich diese Problematik einem Streitgespräch 
entnehmen, das anläßlich der im Jahre 1971 
in Helsinki veranstalteten Generalversamm-
lung des Internationalen Presse-Instituts (IPI) 
zwischen dem Vizepräsidenten der britischen 
Labour Party, Anthony Wedgwood Benn, und 
dem Premierminister von Singapur, Lee Kuan 
Yew, stattfand. Obgleich beide Politiker so-
zialistischen Richtungen angehören, wichen 
ihre Äußerungen über die Rolle der Massen-
medien im Grundsätzlichen voneinander ab. 
In diesem Dialog warnte Wedgwood Benn so-
wohl vor einer Beherrschung der Medien 
durch den Staatsapparat als auch durch kom-
merzielle Mächte und legte seine Maßstäbe 
für die Beurteilung der Leistung der Kommu-
nikationsmittel dar, indem er als Testkriterien 
herausstrich: Nicht-Vorhandensein einer Re-
gierungskontrolle über die Inhalte, regelmäßi-
ge Möglichkeit zur Meinungsäußerung für 
Einzelbürger und Minoritätsgruppen, unzen-
sierte Berichterstattung in den Auslandsmel-
dungen.
Lee, dessen Hauptaufgabe auf dem Kongreß 
die Verteidigung seiner Politik gegenüber 
den Zeitungen Singapurs war, verwarf die 
Angemessenheit solcher Testfragen: wohl 
könnten sie für Großbritannien angebracht 
sein, nicht hingegen für die momentane Ent-
wicklungsphase Singapurs auf dem Wege zu 
einer parlamentarischen Republik. Nach ei-
nem Hinweis auf die erheblichen ethnischen 
und religiösen Unterschiede und Spannungen 
in seinem Lande, den relativ niedrigen Aus-
bildungsstand der Einwohner sowie auf den 
ständigen Einfluß der politischen Werbung 
des Westens wie Ostens zog er die Folgerun-
gen für die publizistische Zielsetzung seiner 
Regierung: „In einer solchen Situation müs-
sen Pressefreiheit und Freiheit der Massenme-
dien den höheren Bedürfnissen der Integrität 
Singapurs und dem Hauptzweck einer ge-
wählten Regierung untergeordnet werden . . . 
Wir wollen, daß die Massenmedien die kultu-
rellen Werte und die sozialen Maßstäbe, die 
an unseren Schulen und Universitäten gelehrt 
werden, stärken, nicht unterminieren. Die 
Massenmedien können ein Klima schaffen, 
das die Menschen anspornt, sich das Wissen, 
das Können und die Disziplin fortgeschritte-
ner Nationen anzueignen. Ohne dies können 
wir nie hoffen, den Lebensstandard unseres 

Volkes zu heben . .. Wenn sie sich entwik-
keln wollen, können Völker in neuen Ländern 
es sich nie leisten, die Liebhabereien
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 und Fe-
tische des gegenwärtigen Westens nachzuah-
men." )  Doch räumte Lee ein, daß jedes Ent-
wicklungsland grundsätzlich zwischen drei 
kommunikationspolitischen Modellen wählen 
könne: einer laissez-faire-Politik mit völlig 
freien Massenmedien, einem verstaatlichten 
System nach dem Muster der sozialistischen 
Länder oder einer dazwischenliegenden Lö-
sung.
Ebenso deutlich wie Lee lehnte der tansani-
sche Präsident Nyerere westliche Vorstellun-
gen — doch wiederum nicht aus prinzipieller 
Erwägung — ab. Als die Regierung Tansanias 
im Februar 1970 den „Standard" übernahm, ent-
gegnete er Kritikern seiner Politik, die in dem 
Schritt einen Versuch zur Unterdrückung un-
liebsamer Äußerungen gegenübe
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r der Regie-
rung des Landes sehen wollten, daß die Zei-
tung nun die Freiheit haben würde, „Dis-
kussionen über jedes Problem in Gang zu brin-
gen, das für die Entwicklung einer sozialisti-
schen und demokratischen Gesellschaft von Be-
lang ist . . . Sie wird von dem Grundsatz be-
stimmt sein, daß eine freie Debatte ein wesent-
liches Element des wahren Sozialismus ist" ). 
Nyerere bezeichnet die westliche Form 
der Pressefreiheit in der gegebenen Lage als 
falsch und für die Entwicklungsländer ver-
früht, da sie sich in einer permanenten Notsi-
tuation befänden und bei einem inneren Not-
zustand eine Beschränkung der Pressefreiheit 
zumutbar sei.
Vertreter von Ländern der Dritten Welt ha-
ben mehrfach auf Unvereinbarkeiten in den 
Auffassungen von Entwicklungsländern und 
Industrieländern hinsichtlich der Interpreta-
tion menschlicher Grundrechte aufmerksam 
gemacht. Es wird von ihnen auch in Zweifel 
gezogen, ob die juristischen Normen der 
UNO oder gar eine sich nach diesen Normen 
richtende internationale Rechtsprechung für 
sie volle Gültigkeit erlangen sollten. Auf dem 
in Kabul im Mai 1964 von der UNO veran-
stalteten Seminar zu Fragen der Menschen-
rechte sind, ebenso wie auf zwei ähnlichen 
Seminaren in späteren Jahren, die Furcht vor 
einer „Balkanisierung", d. h. der Desintegra-
tion des Staatswesens, und die Verpflichtung 
zur nationalen Tradition, zur Erhaltung des 
territorialen wie politischen Status guo, als 
die beiden wesentlichen Gründe dafür be-

64) Vgl. die Berichte über die IPI-Generalversamm-
lung in: IPI-Rundschau 18. Jg. 1971, H. 8—10, S. 7 ff., 
u. H. 11—13, S. 15.
65) Zit. nach: The Times vom 17. Dezember 1970, 
S. VI.



zeichnet worden, daß die Entwicklungsländer 
einer UNO-Verantwortlichkeit für die Garan-
tie der Menschenrechte nicht vorbehaltlos zu-
stimmen könnten. Das Maß der individuellen 
Freiheiten müsse angesichts der besonderen 
Gefahren eingeschränkt werden. Das Recht 
auf Information sei somit nur in engeren 
G
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renzen vertretbar, wie ein afrikanischer De-
legierter begründete: „Die zerbrechliche 
Struktur der afrikanischen Nationen zwingt 
die Staaten, Restriktionen in der Informa-
tionsfreiheit zu verfügen ... In jedem Fall 
sollte und kann Freiheit nicht die gleiche 
Geltung beanspruchen wie in hochdemokrati-
sierten europäischen Ländern ... Wie sehr 
ein Staat auch immer die Informationsfreiheit 
zu sichern wünscht, er könnte nicht gestatten, 
daß der Gebrauch dieser Freiheit zur Desinte-
gration der Nation führt." )
Die Tendenz zur Bindung der publizistischen 
Freiheiten an das gesellschaftliche Allgemein-
interesse ist weitgehend unabhängig von 
den einzelnen Regierungssystemen, bezieht 
sich also gleichermaßen auf Einparteienstaa-
ten, Militärdiktaturen und jene Staaten, in de-
nen im Prinzip das System der parlamentari-
schen Demokratie übernommen worden ist. 
So hat auch der frühere Minister für Informa-
tion und Nachrichtenwesen in der größten 
asiatischen Demokratie, Indien, es katego-
risch abgelehnt, eine völlige Autonomie und 
Eigenverantwortlichkeit der Presse zu respek-
tieren. Offenbar wird befürchtet, daß durch 
eine derartige Entwicklung die Demokratie 
und die nationale Einigung dem Nutzen einer 
kleinen Gruppe geopfert werden: „In einem 
Entwicklungsland, wie Indien eines ist — wo 
sich die Gesellschaft von den Fesseln der 
wirtschaftlichen Stagnation und Konzentra-
tion zu befreien und sich in eine moderne und 
lebensfähige Gesellschaft umzuwandeln ver-
sucht —, in einem solchen Land ist die Presse 
verpflichtet, zu ihrer Verantwortung zu ste-
hen. Die Presse zeichnet ein Bild von den Zie-
len des Volkes. Sie kann nicht gegen den na-
tionalen Strom schwimmen. Wer angesichts 
dieser neuen Wertgebung behauptet, er habe 
die Freiheit, eine Zeitung im Interesse seiner 
privaten Industrie oder der Konzentration der 
Wirtschaftsmacht herauszugeben, hat, gelinde 
gesagt, die Pressefreiheit nicht begriffen". Ge-
nerell läßt sich der indische Standpunkt zum 
Problem der Pressefreiheit, der die Verant-
wortung der Publizistik gegenüber den Belan-
gen der sozialen Gemeinschaft betont hervor-
hebt, als allgemeiner Konsens der Dritten

Welt in Fragen der publizistischen Grund-
rechte ansehen: „Man darf der Pressefreiheit 
nicht mit einer laissez-faire-Einstellun
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g gegen-

übertreten." )
Wenn auch Begriff und Auslegung der publi-
zistischen Freiheiten, dem politisch-gesell-
schaftlichen Entwicklungsniveau der meisten 
Länder der Dritten Welt entsprechend, einge-
schränkt werden, so unterbleibt andererseits 
meist eine radikale Ablehnung dieser Grund-
rechte, etwa in Form einer philosophisch-
theoretischen Doktrin. Daß Maß ihrer Gewäh-
rung wird pragmatisch den jeweils entwick-
lungsbestimmten Gegebenheiten untergeord-
net.
Die Bedingungen für die Verwirklichung der 
Pressefreiheit in Entwicklungsgesellschaften 
sind von dem Herausgeber der bedeutendsten 
libanesischen Zeitung „An Nahar" (Beirut), 
Ghassan Tueni, in folgendem Sinne präzisiert 
worden:
a) die Existenz einer schon seit langem an-
dauernden und tief verwurzelten Freiheitstra-
dition sowie eine ständig wechselseitige Be-
ziehung zwischen Presse und ihrer Öffentlich-
keit,
b) die Fähigkeit der Presse, Zukunftsbilder zu 
entwerfen und einen Strom der öffentlichen 
Meinung auszulösen, in dessen Bett alle legi-
timen, auch die kritischen Auffassungen Platz 
haben sollten,
c) professionelles und nationales Verantwor-
tungsbewußtsein, aufgrund dessen die Presse

67) J. K. Gujral, Soziale Verantwortung und Presse-
freiheit, in: IPI-Rundschau 18. Jg. 1971, Nr. 7, 
S. 10. Vgl. ferner die Äußerungen von Minister-
präsidentin Indira Ghandi zur Pressefreiheit in In-
dien: „Wir sollten diese Freiheit stets verteidigen, 
weil eine freie Presse eine fundamentale Garantie 
der Demokratie und ein aufmerksamer Wächter all 
jener Rechte ist, welche von freien Menschen ge-
schätzt werden. Gleichzeitig muß sich die Presse 
jedoch dessen bewußt sein, daß Freiheit ohne Ver-
antwortung nicht bestehen kann. Dem verantwor-
tungsvollen Teil der Presse ist es aufgetragen, den 
noch ziellosen und nicht gefestigten Teil der Presse 
in den wahren Funktionen des Journalismus zu er-
ziehen. Mit verantwortlich’ meine ich nicht An-
sichten, die der Autorität bequem sind. Lassen wir 
diese Presse ihre Pflicht tun, so wie sie diese sieht. 
Ich bitte sie nicht darum, unparteiisch zu sein, denn 
das wäre eine Beschränkung der Meinungsfreiheit; 
doch sollte sie nicht allzu sehr mit vorübergehen-
den und trivialen Dingen beschäftigt sein, sondern 
die Ereignisse in langfristiger und umfassender 
Sicht darstellen. Die Presse hat das Recht ebenso 
wie die Pflicht, Mißstände aufzuzeigen oder Klein-
lichkeit und Heuchelei anzugreifen. Aber sie sollte 
nicht das Vertrauen und den Geist der Menschen 
dadurch untergraben, daß sie nur von den Fehl-
leistungen spricht und nicht von den Siegen des 
Volkes als Ganzes." Selected Speeches of Indira 
Ghandi (Jan. 1966—Aug. 1969), New Delhi 1971, 
S. 286.

66) Sudesh Mehta, Concern for Human Rights, in: 
India Quaterly vol. XXIV, Oct.—Dec. 1968, No 4, 
S. 352.



sich aus freiem Entschluß Disziplin auferlegt, 
so daß die Regierungen sich weder zur Unter-
drückung der Information noch zum direkten 
Engagement hierzu veranlaßt sehen,
d) das Vorhandensein einer Vielfalt von 
Nachrichten und Einstellungen, die den ge-
sellschaftlichen Dialog anregen soll, damit die 
Gesetze durch Überzeugungskraft und n
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icht 
durch Zwang durchgesetzt werden. Die Erfül-
lung all dieser Bedingungen könne dazu bei-
tragen, daß die Presse ihre dynamische Rolle 
verteidigt, der Erstarrung entgeht und, als 
ständige Herausforderung, neue Wahrheiten 
zu vermitteln vermag, denn „keine Freiheit 
kann eine historische Realität erreichen, 
wenn sie den Weg zur Weitergabe neuer 
Wahrheiten aufhält" ).
Die besonderen Voraussetzungen der Presse-
konzeption in Entwicklungsgesellschaften er-
fordern demgemäß eine für die jeweilige Si-
tuation spezifische Sicht. Wird die Absolut-
setzung unangemessener, d. h. primär für ent-
wickelte Industriestaaten gültiger Wertmaß-
stäbe aufgegeben, so ist in erster Linie die 
Frage sinnvoll, ob staatliche Lenkung oder 
Koordination des Massenkommunikationswe-
sens bzw. des Pressewesens oder der Eingriff 
in diesen Sektor Selbstzweck ist und als dau-
erhafte, prinzipielle Richtlinien staatlichen 
Handelns propagiert wird, ob also diese For-
men der Kommunikationspolitik als probate 
Methoden auch für die künftigen Stadien po-
litisch-gesellschaftlicher Entwicklung oder 
nur als unumgängliche Übergangsmaßnahmen 
auf dem Wege zu einer möglichen politischen 
Ordnung zu gelten haben, in deren spätere 
Phasen offenere oder freiheitlichere Normen 
der gesellschaftlichen Konfliktaustragung 
Eingang finden könnten. Entwicklungsbeding-
te Restriktion oder aber Repression als unver-
zichtbares Herrschaftsmerkmal — dies sind 
entscheidende Kriterien in der Beurteilung 
der Kommunikationspolitik auch von Staaten 
der Dritten Welt.
Betrachtet man die Praxis der Pressepolitik in 
diesen Ländern, vor allem die aktuellen Ten-
denzen dieser Pressepolitik, so läßt sich auf 
den afro-asiatischen Kontinenten zweifellos 
die vorherrschende Entwicklung zur Ein-
schränkung bereits verwirklichter Pressefrei-
heiten nicht übersehen, in Lateinamerika hin-
gegen eher ein Schwebezustand zwischen 
drohender Zensur und ungesicherter Liberali-
tät erkennen. Negative Entwicklungen sind 
jedoch nicht immer nur summarischer Aus-

druck der Hinwendung zu autoritären bzw. 
totalitären Formen politischer Lenkung, son-
dern ebenso unvermeidliche Folge externer 
Krisenursachen.

In Afrika und Asien insbesondere haben Kri-
sen und Wandel vieler politischer Systeme — 
oftmals eine unmittelbare Konsequenz der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit vom Welt-
markt und den hochindustrialisierten Staaten 
— die Neigung zur Revision des parlamenta-
risch-demokratischen Regierungsverfahrens 
allgemein erhöht. So beendete 1972 in Sambia 
der Übergang der Staatsordnung vom parla-
mentarischen zum Einparteien-System auch 
die seit 1964 andauernde Phase der Pressefrei-
heit und führte zur organisatorischen wie in-
haltlichen Ausrichtung der Publizistik an den 
Zielsetzungen Präsident Kaundas. Ebenso be-
wirkten die Paralysierung der Demokratie 
und die dadurch unlösbar gewordenen Sozial-
probleme auf den Philippinen im gleichen 
Jahre die Umwandlung des Systems in eine 
Präsidialdiktatur unter Marcos, der die Publi-
zistik — nach Jahren zügellosen Mißbrauchs 
der Pressefreiheit — unter strenge Staatskon-
trolle stellte, um dadurch einer Sabotage der 
Sozialreformen durch öffentliche Demagogie 
vorzubeugen. In Süd-Korea war es hingegen 
die sich rasch verändernde internationale Si-
tuation nach dem Beginn des militärpoliti-
schen Disengagements der USA, durch die die 
Regierung unter Park Chong Hee zu einer to-
talen Gleichschaltung der publizistischen Me-
dien bewogen wurde, um das Land und die ei-
gene Öffentlichkeit für den Fall des Dialogs 
mit dem disziplinierten und gesellschaftlich 
streng reglementierten Norden krisenunanfäl-
liger zu machen. Selbst die asiatische Muster-
demokratie Indien erlebte seit dem überlege-
nen Wahlerfolg Indira Ghandis im Jahre 1971 
innenpolitische Auseinandersetzungen um die 
Pressefreiheit, als der radikale Flügel der re-
gierenden Kongreßpartei, im Zuge einer for-
cierten Verstaatlichungspolitik, mittels einer 
neuen Pressegesetzgebung Verlage zu enteig-
nen und für die großen, häufig Industriekrei-
sen nahestehenden, jedoch meist renommier-
ten Zeitungen (die „Monopolpresse") eine 
veränderte Besitzstruktur zu erreichen ver-
suchte. In direktere Gefahr geriet die Presse-
freiheit auf Ceylon (Sri Lanka), wo zu Beginn 
des Jahres 1973 ein neues Presseratsgesetz 
eine Einschränkung der Informationsfreihei-
ten einleitete. Sind es in solchen Ländern vor-
wiegend die Sozial- und Wirtschaftsprobleme, 
die den Abbau demokratischer Regierungsme-
thoden begünstigen, so tendieren andere Sy-
steme aufgrund ihrer überholten Feudalstruk-
tur und ihrer mangelnden Offenheit für radi-

68) Ghassan Tueni, Pressefreiheit in der Entwick-
lungsgesellschaft, in: IPI-Rundschau 19. Jg. 1972, 
Nr. 3, S. 12.



kale Umwälzungen im Sinne einer gesell-
schaftlichen Modernisierung zu politisch-pu-
blizistischen Repressionen, perpetuieren da-
mit jedoch eine latente, revolutionäre Ent-
wicklungen fördernde Systemkrise, wie dies 
in Marokko sichtbar wird.

In Lateinamerika, wo generell ein höheres 
Entwicklungsniveau besteht als in den afro-
asiatischen Regionen der Dritten Welt, sind 
partiell ähnliche Tendenzen aufzuzeichnen. 
Markantestes Beispiel für den Niedergang der 
Pressefreiheit ist die Entwicklung in Uru-
guay, wo im Verlaufe einer tiefgreifenden in-
nenpolitischen Krise und einer sich daraus er-
gebenden Aufwertung der politischen Rolle 
des Militärs die traditionell gesicherten publi-
zistischen Grundrechte durch Zensurregle-
ments eingeschränkt und zum Teil völlig auf-
gehoben wurden. Argentiniens Innenpolitik 
scheint demgegenüber auf eine Wiederher-
stellung der Pressefreiheit hinzuweisen, nach-
dem die Militärs sich dort zu einer Übergabe 
der Macht an eine Zivilregierung bereitgefun-
den und auch die Peronisten, entgegen ihrer 
einstigen Praxis, die demokratischen Rechte 
zu wahren versprochen haben. Ob in naher 
Zukunft in Brasilien eine vergleichbare Ten-
denz zu erwarten ist, bleibt hingegen fraglich, 
wenn auch Präsident Medici die Rückkehr 
zur demokratischen Regierungsform bis zum 
Ende seiner Amtszeit zugesichert hat; die 
1972 und 1973 durchgesetzte drastische Ver-
schärfung der publizistischen Zensur ließ 
vielmehr den Willen der militärischen Füh-
rung zur Beibehaltung ihres unnachgiebigen 
Kurses erkennen. Die Umstrukturierung des 
Pressewesens' in Peru — Enteignung zweier 
Hauptstadtblätter und deren Umwandlung in 

sozialisierte Kooperative — wurde in der in-
ternationalen Fachöffentlichkeit heftig kriti-
siert, doch blieb der oppositionellen, die 
„kommandierte Revolution" ablehnenden 
Presse genügend Spielraum zur Artikulation 
ihrer Standpunkte erhalten, obschon sie ihr 
Übergewicht sichtlich verlor. Größte Auf-
merksamkeit fand, nicht nur in Lateinameri-
ka, jedoch die Politik der chilenischen Volks-
frontregierung unter Allende gegenüber dem 
ausgeprägt pluralistischen Kommunikations-
wesen des Landes; obwohl das Programm der 
Unidad Populär von Ende 1969 die Massenme-
dien als entscheidende Instrumente für die 
Schaffung einer neuen Kultur und des „neuen 
Menschen" bezeichnet hatte, mußte die mar-
xistische Regierung die Festigung der Vor-
machtstellung der bürgerlich-liberalen Oppo-
sitionspresse akzeptieren, wie sehr man diese 
Presse auch politischen wie wirtschaftlichen 
Pressionen aussetzte. Die ungewisse Perspek-
tive der weiteren Entwicklung der lateiname-
rikanischen Pressepolitik kommt gerade in 
den inneren Spannungen jener Länder zu
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Ausdruck, die bereits auf demokratische Tra-
ditionen zurückblicken können. So hat die 
Äußerung des Herausgebers der linkslibera-
len mexikanischen Zeitung „Excelsior", Julio 
Scherer Garcia, zu den möglichen Alternati-
ven der künftigen Pressepolitik Geltung für 
den gesamten Kontinent: „Entweder bewegen 
wir uns in dem nächsten Jahrzehnt in Rich-
tung auf größere (staatliche) Machtfülle, auf 
die Diktatur, oder aber die Regierung öffnet 
sich dem Dialog und nimmt bereitwillig die 
Kritik der Presse auf, um in das Leben der 
Nation Authentizität anstelle von Propaganda 
zu bringen." )

IV. Resümee

Die Analyse der internationalen Pressesyste-
me hatte zum Ziel, in zusammenfassender Be-
trachtung aktuelle Tendenzen der Pressepoli-
tik unterschiedlicher Herrschaftssysteme auf-
zuzeigen, zu interpretieren sowie zu kommen-
tieren und hierbei auf Divergenzen oder Kon-
vergenzen zwischen abweichenden politisch-
publizistischen Systemformen hinzuweisen. 
Ebenso wurde — an einzelnen exemplari-
schen Beispielen — der Einfluß des Komuni -
kationswesens auf innen- und außenpolitische 
Entscheidungsprozesse dargelegt und in die-
sem Kontext erläutert, wie sehr die Publizi-
stik, aufgrund der Ausweitung ihres Wir-
kungsbereiches, „zu einem empfindlichen 

Vorfeld der internationalen Politik" 709) ge-
worden ist. Außerdem sollte die Analyse auf 
die Auswirkungen der sich zunehmend inten-
sivierenden internationalen Kommunikation 
aufmerksam machen, insbesondere auf Mög-
lichkeiten aber auch Risiken der Bewußt-
seinsveränderung einer „durch Vermittlung 
der Massenmedien sich international verge-

69) Zit. nach The Times vom 17. Dezember 1970, 
S. VIII.
70) Arnold Bergstraesser, Weltpolitik als Wissen-
schaft. Geschichtliches Bewußtsein und geschicht-
liche Entscheidung (= Ordo Politicus Bd. 1), Köln-
Opladen 1965, S. 33.



sellschaftenden Menschheit" 71 ), auf die dys-
funktionalen Folgen des wachsenden Kontak-
tes mit Informationen und Ideen aus poli-
tisch-ideologisch sowie entwicklungsmäßig 
unterschiedlichen Gesellschaftssystemen.

Somit stellt diese Studie zugleich einen Ver-
such dar, anhand der Analyse des Weltpres-
sewesens den vielfältigen Zusammenhang 
zwischen Kommunikation einerseits und Kon-
flikt oder Krise andererseits zu verdeutlichen 
— im nationalen wie internationalen Rahmen. 
Kommunikationswissenschaftliche Aspekte 
sind in den Bereich der Konflikt-, Krisen-
oder Friedensforschung bisher nur in begrenz-
terem Umfang einbezogen worden, obschon 
meist prinzipiel e Anerkennung findet, daß 
das komplizierte Gebiet der Kommunikation 
einen zentralen Gegenstand dieser Disziplin 
bildet, vor allem daß „die Forschung nach 
den Möglichkeiten und Methoden, herrschen-
de Mentalität und Überzeugung in Richtung 
auf ein Friedenssystem zu verändern, eine der 
wichtigsten Aufgaben der Friedenswissen-
schaft in unserer Zeit" ist721).

71) Georg Picht, Die Massenmedien und die Zu-
kunft der Gesellschaft, in: Merkur 24. Jq. 1970, 
H. 3, S. 202.
72) Bert. V. A. Röling, Von den Aufgaben der 
Friedenswissenschaft, in: Neue Zürcher Zeitung 
vom 28. Mai 1972, Fernausgabe Nr. 144, S. 37.

Der Analyse von Möglichkeiten und Metho-
den der Mentalitätsveränderung durch Mas-
senkommunikation geht indes die Klärung 
der Frage voraus, welche politisch-gesell-
schaftlichen Funktionen ein bestimmtes natio-
nales Kommunikationssystem (Pressesystem) 
wahrnimmt, welches seine Zielsetzungen oder 
spezifischen Leistungen sind und ob oder in-
wieweit das politisch-publizistische System 
die Chance zur Teilnahme divergierender 
Meinungsgruppen am Kreislauf öffentlicher 
Kommunikation gewährleistet.

Auch in diesem Zusammenhang von Kommu-
nikation und Politik wird das Problem „struk-
tureller Gewalt" aufgeworfen: denn nicht 
allein sozial oder ökonomisch bestimmte Ent-
wicklungsunterschiede und sich daraus ablei-
tende vertikale Abhängigkeitsverhältnisse in-
nerhalb einzelner Nationen wie innerhalb der 
internationalen Staatengemeinschaft begrün-
den ein permanentes Konflikt- und Span-
nungspotential, sondern ebenso der meist po-
litisch-ideologisch motivierte Ausschluß von 
Gruppen aus der nationalen Sphäre öffentli-
cher Kommunikation bzw. von Nationen und 
ihren Interessen aus dem weltweiten Kommu-
nikationsaustausch.

Aus publizistikwissenschaftlicher Sicht erge-
ben sich demgemäß hauptsächlich zwei kon-
krete Fragestellungen: erstens die Frage 
nach der Rolle der Publizistik als Mittel poli-
tischer Machtkontrolle und als Medium ge-
sellschaftlicher Konfliktaustragung, zweitens 
nach ihrer Funktion im Prozeß zwischenstaat-
licher und zwischengesellschaftlicher Ver-
ständigung oder aber Konfrontation.
In der Typologisierung internationaler Kom-
munikationsordnungen bietet sich zunächst 
die Sonderung in geschlossene und offene Sy-
steme an 73).  Die strikte Entgegensetzung je-
doch, derzufolge die erste Systemform eine 
absolut geschlossene Einheit mit Beharrungs-
charakter darstellt, während die zweite Form 
sich als Fließsystem in einer permanenten 
Identitätskrise befindet, erscheint in der An-
wendung auf das internationale Massenkom-
munikationswesen noch zu undifferenziert. 
Geschlossenheit des Kommunikationssystems 
wird mit fortschreitendem Ausbau der Nach-
richten- und Informationstechnologie immer 
weniger realisierbar; Medienmonopol ist, 
zumindest im Bereich hochindustrialisierter 
Staaten, in immer geringerem Maße Garan-
tie auch für das Informationsmonopol — ein 
existentielles Problem beispielsweise der so-
zialistischen Staaten, deren schroff ablehnende 
Haltung auf den KSZE-Vorgesprächen in Hel-
sinki zur Erweiterung des ost-westlichen In-
formations- und Ideenaustausches auf ein 
merkliches Unbehagen angesichts dieser mo-
dernen Entwicklungen schließen läßt.
Daß in ihrer organisatorischen Struktur offe-
ne Kommunikationssysteme — etwa der libe-
ralen Demokratien — den internen Kommuni-
kationsaustausch effektiv zu sichern und da-
durch hohe Wandlungschancen zu gewährlei-
sten vermögen, ist sicherlich als Normalfall 
belegbar. Einschränkungen der von der Kon-
zeption potentiell gegebenen Funktionsfähig-
keit der publizistischen Medien resultieren 
aus der Monopolisierung der öffentlichen 
Kommunikation durch politisch-gesellschaftli-
che Eliten und Minoritäten oder aber aus Be-
einträchtigungen der kognitiven Lei
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stungen 

des Kommunikationsprozesses ). Nur be-
dingt lassen sich derartige Beeinträchtigun-
gen publizistischer Vermittlung als Konse-
quenz materieller Abhängigkeiten nachwei-
sen. Distanz oder gar Entfremdung der „Kom-

73) Vgl. im einzelnen Horst Reimann, Kommunika-
tions-Systeme. Umrisse einer Soziologie der Ver-
mittlungs- und Mitteilungsprozesse, Tübingen 1968, 
S. 207 f.
74) Hierzu s. Deutsch, a. a. O., S. 22: „Kommunika-
tion ist der Prozeß, durch den eine Gesellschaft die 
Welt erkennt, vergangene Erfahrungen aufbewahrt 
und neue schöpferische Kombinationen produziert." 



munikatoren" von staatlich-politischen Ent-
Scheidungsvorgängen wie gesellschaftlichen 
Entwicklungen werden weit häufiger als Ur-
sachen aufgeführt. Beide Faktoren erhöhen 
die innere Labilität der betreffenden politi-
schen Systeme und steigern ihre Krisenanfäl-
ligkeit.
Das Problem der Identitätskrise, d. h. der Ver-
unsicherung des politisch-gesellschaftlichen 
Selbstverständnisses innerhalb einer Herr-
schaftsordnung, belastet jedoch die verschie-
denen politischen Systeme generell, unabhän-
gig von dem Typus ihres Kommunikations-
wesens. In einer Phase der internationalen 

Beziehungen, die mehr und mehr durch ideo-
logische und weniger durch ökonomische 
oder militärische Auseinandersetzungen ge-
kennzeichnet wird, ist dieses Problem als aus-
schlaggebend für die weitere Entwicklung des 
„Wettbewerbs der Systeme" zu werten. Der 
Ausgang der ideologischen Konkurrenz, als 
deren primäres Ziel die radikale Unterminie-
rung des politisch-gesellschaftlichen Selbst-
verständnisses des jeweiligen Kontrahenten 
zu gelten hat, wird dabei wesentlich oder gar 
entscheidend durch Charakter und Leistungs-
fähigkeit der einzelnen Kommunikationsord-
nungen und ihrer Medien bestimmt.
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Analysen der internationalen Publizistik sind Teil der interdisziplinären Erforschung von 
Herrschaftsordnungen, Insbesondere anhand des Pressewesens lassen sich bestimmende 
Entwicklungsfaktoren und -tendenzen politisch-gesellschaftlicher Systeme aufzeigen, da 
die audio-visuellen Medien in vielen Herrschaftsformen der Staatskontrolle unterworfen 
sind, während die Presse aufgrund ihrer dezentralisierten Struktur und flexibleren Organi-
sation häufig eher imstande ist, den sich anbahnenden gesellschaftlichen Wandel widerzu-
spiegeln oder auf einen sich abzeichnenden Umbruch des politischen Systems unmittelbar 
zu reagieren. Außerdem haben gerade die gedruckten Kommunikationsmittel (Prestige-
und Elitepresse) die Hauptrolle in dem Entstehen einer internationalen Öffentlichkeit inne.
Weltpresseanalysen weisen gewöhnlich auf einen Niedergang bzw. eine Gringschätzung 
der Pressefreiheit hin. Renommierte Presseinstitute oder -verbände sowie wissenschaft-
liche Institutionen fällen überwiegend ein negatives oder pessimistisches Urteil zur 
Situation und aktuellen Entwicklung des globalen Pressewesens, einschließlich des Be-
reichs der parlamentarisch-präsidentiellen Demokratien. Als in besonderem Maße alar-
mierend wird vor allem die weltanschaulich untermauerte Mißachtung publizistischer 
Freiheiten ebenso wie die — vermeintliche oder tatsächliche — Staatswillkür gegenüber 
den Medien der Publizistik angesehen. Professionelle Motive sind jedoch nicht selten 
Hintergrund eines derartigen Pessimismus.

In kritischer Distanz hierzu werden, am Beispiel verschiedener Herrschaftsordnungen 
sowie genereller Kommunikationsfragen der Länder der Dritten Welt, die Vielfalt der 
publizistischen Probleme und die Ansätze zur Differenzierung innerhalb von Medien-
systemen in sich geschlossener Staatengruppen (so der sozialistischen Welt) analysiert. 
Es wird dargelegt, daß die politischen und sozialen Bedingungszusammenhänge der Publi-
zistik zu vielschichtig sind und daß alle Mediensysteme zu deutlich Reformtendenzen 
oder aber Beharrungsstreben aufweisen, um bündige Pauschalwertungen formulieren zu 
können. Wesentlich erscheint insbesondere, die politisch bedingten Ürsachen von Kom-
munikationsentwicklungen herauszuarbeiten und die publizistische Analyse durch eine 
politische Analyse zu ergänzen.
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